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Von Benedikt Mair

V om Kampf gegen Windmühlen hat fast jedes Kind schon 
einmal gehört. Die Menschen in der niederländischen Provinz 

Zuid-Holland gaben dem Ganzen nun einen neuen Dreh. Und 
entschieden sich, für Windmühlen zu kämpfen. Dafür aber gegen 
Windräder. Derart viele Wendungen, dass einem fast schwindlig 
wird. Dabei ist die Geschichte keineswegs so windig, wie sie anfangs 
vielleicht klingen mag. Unweit der historischen Mühlen bei Kinder-
dijk hätten 200 Meter hohe Windkraftanlagen entstehen sollen. Da 
sich Anwohner um den ikonischen Postkarten-Blick auf die fast 300 
Jahre alten Flügelrad-Bauwerke sorgten, wurden die Pläne jedoch 
in Windeseile wieder abgedreht. Jetzt werden die Windräder eben 
ein paar Kilometer weiter entfernt gebaut. Weil solche erneuerbare 
Energieformen alternativlos sind. An all jene, die das immer noch 
nicht glauben wollen: Don Quijote lässt grüßen. 

Verdrehte Welt

Aufgeblättert

Gletscherbahn-Chefin Beate Rubatscher-
Larcher sieht gute Chancen. Seite 16

Skifahren in der Höhe
Die WSG Tirol mit Trainer Semlic geht 
als Zehnter in die Quali-Gruppe. Seite 25
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SO FINDEN SIE

Nazi-Dichter. Zahlreiche 
Landecker kennen seinen 
Namen, kaum einer weiß, 
dass er in der Zeit des Na-
tionalsozialismus auch für 
Adolf Hitler gedichtet hat. 
Der Fritz-Zelle-Weg im 
Stadtteil Perjen ist nach ei-
nem ehemaligen NSDAP-
Mitglied benannt. Seite 17

LOKALESLOTTO

Ziehung vom 16. März 2025

Zusatzzahl:� Joker: 680564
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Kühl. Von Norden 
zieht eine Kaltfront auf. Da-
durch sinkt die Schneefallgren-
ze vor allem in Nordtirol weiter 
herab. Im Tagesverlauf 
lockert es zunehmend auf, 
es bleibt kühl. Seite 24
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Melbourne – Regen-Chaos 
und Unfälle – trotzdem be-
hielt McLarens WM-Trumpf 
Lando Norris die Nerven 
und holte sich den Sieg beim 
Formel-1-Auftakt in Mel-
bourne. Der im Vorjahr hart 
kritisierte Engländer brach-

te damit seine Kritiker zum 
Schweigen. Weder der Re-
gen noch Weltmeister Max 
Verstappen (NED/2.) im Red 
Bull konnte den 25-Jährigen 
stoppen.

Eine positive Überraschung 
lieferte indes auch Mercedes 

ab: Mit Platz drei (George 
Russell) und vier (Andrea Ki-
mi Antonelli) landete man im 
Spitzenfeld. Vor allem „Roo-
kie“ Antonelli begeisterte die 
Experten. (suki)

Mehr auf Seite 27

Die große Norris-Show

Der Engländer Lando Norris (McLaren) war beim Auftakt nicht zu schlagen.� Fotos: AFP/West, Larcher, APA/EXPA/Groder

Innsbruck – Jeder fünfte OP-
Saal an der Innsbrucker Kli-
nik blieb im Jänner dieses 
Jahres gesperrt. Vergange-
nen August waren es sogar 40 
Prozent. Grund dafür ist vor 
allem der Mangel an entspre-
chend ausgebildetem Pfle-
gepersonal. Dieser Umstand 
führt dazu, dass Eingriffe an 
Tirols größter Krankenanstalt 
nur eingeschränkt durchführ-
bar sind – mit dramatischen 
Folgen für Patientinnen und 
Patienten. 

Es gibt lange Wartezeiten, 
auch bei Menschen, die zum 
Teil starke Schmerzen ha-
ben. Häufig müssen Eingrif-
fe verschoben werden. Mehr 
als 500 Männer und Frauen 
warten derzeit darauf, über-
haupt einen Termin für einen 
notwendigen Eingriff zu be-
kommen. Grund dafür: Der 
nächstmögliche liegt in der-
art weiter Ferne, dass es ab-
solut sinnlos wäre, ihn jetzt 
schon zu vergeben.

 Den Verantwortlichen an 
der Innsbrucker Klinik ist die 
prekäre Lage bewusst. „War-
ten heißt für die Patienten 
auch immer ein gewisses Ri-
siko“, sagt etwa Chirurgie-Di-
rektor Stefan Schneeberger. 
„Bei uns brennt der Hintern“, 
meint Herbert Tilg, Chef der 
Inneren Medizin.

Für Tilg, Schneeberger 
und den ärztlichen Direktor 
des Spitals, Alois Obwegeser, 
steht fest, dass sich etwas tun 
muss. Sie setzen einen Hilfe-
ruf ab und fordern unter an-
derem mehr Flexibilität beim 
Budget, um beispielsweise 
das OP-Personal besser be-
zahlen zu können. „Andere 
Krankenanstalten schrau-
ben einfach im vom Mangel 
betroffenen Bereich das Ge-
halt etwas nach oben“, sagt 
Obwegeser. „Wir dürfen das 
nicht.“ Ein Umstand, der sich 
ändern müsse. (bfk)

Mehr auf den Seiten 2, 5

Mehr als 500 
Patienten ohne 

OP-Termin
Weil Personal fehlt, sind Operationen 

an der Innsbrucker Klinik derzeit 

nur eingeschränkt durchführbar. Die 

Verantwortlichen schlagen Alarm.

Die fünf 2023 in der Sammlung des Ferdinandeums entdeckten Briefe des 
Dichters und Dramatikers Heinrich von Kleist wurden am Sonntag im Tiroler Lan-
destheater gezeigt. Die Ensemblemitglieder Julia Posch und Florian Granzner 
lasen die Briefe im Rahmen einer Matinee. Mehr auf Seite 14� Foto: Amir Kaufmann

Eine Sensation in der Vitrine

Innsbruck – Beinahe je-
de zehnte Tiroler Schule im 
Pflichtschulbereich muss oh-
ne Schulärztin bzw. -arzt aus-
kommen. Betroffen sind ins-
besondere Mittelschulen, für 
die die Gemeinden zuständig 
sind. In Bundesschulen, also 
etwa Gymnasien, schaut es 
anders aus: Dort  gibt es keine 
Schule ohne ärztliche Versor-
gung. An den unterschiedli-
chen Systemen gibt es Kritik, 
ExpertInnen sehen bereits 
bei den Jüngsten eine Zwei-
Klassen-Medizin. (TT)

Mehr auf Seite 3

Tirol fehlt es 
an Schulärzten

Wien – Claudia Plakolm 
(ÖVP) ist von der Staatssekre-
tärin zur Ministerin für Euro-
pa, Integration und Familie 
aufgestiegen. Beim Kopftuch-
verbot für minderjährige 
Mädchen will sie eine schnel-
le, verfassungskonforme Lö-
sung, wie sie im TT-Interview 
sagt. Das Kopftuch sei „gera-
de bei Kindern ein Zeichen 
der Unterdrückung von Frau-
en“, befindet Plakolm. Integ-
rationsunwillige Eltern sollen 
zudem mehr in die Pflicht ge-
nommen werden. (car)

Mehr auf Seite 9

Kopftuch in  
Plakolms Visier

Innsbruck – Sinkende Asyl-
werberzahlen und teure Mie-
ten für Unterkünfte machen 
einen Sparkurs bei der Lan-
desflüchtlingsgesellschaft Ti-
roler Soziale Dienste (TSD) 
notwendig. Dazu kommen 
noch Fehlentscheidungen aus 
der Vergangenheit wie  das im 
Jänner 2023 gestoppte Con-
tainerdorf mit 200 Plätzen im 
Westen von Innsbruck. Rund 
280.000 Euro wurden bereits 
in Planungen und in den An-
kauf der Container investiert. 
Die Liste Fritz spricht von 
Steuergeldverschwendung. 

Flüchtlingsreferent und 
SP-Landeshauptmannstell-
vertreter Philip Wohlgemuth, 
der seit Dezember die Inte- 
grationsagenden verantwor-
tet, erklärt gegenüber der TT, 
dass es zu keinem Stellenab-
bau kommen werde. Vielmehr 
will er beim Sachaufwand und 
den Unterkünften sparen. So 
wird ab 1. April die Unterkunft 
für ukrainische Flüchtlinge in 
Hall geschlossen. Sie hat 2024 
ein Minus von 400.000 Euro 
verursacht. (pn)

Mehr auf Seite 4

Die TSD 
müssen
sparen

Flüchtlingsgesell-

schaft hat Konsoli-

dierungsbedarf. 

Unterkunft in Hall 

wird geschlossen.
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Von Peter Nindler

Innsbruck – Die Flüchtlings-
gesellschaft Tiroler Soziale 
Dienste (TSD) muss sparen. 
Derzeit werden von ihr 3120 
Personen betreut, darun-
ter  2006 AsylwerberInnen 
und 1114 Vertriebene aus 
der Ukraine. Die sinkenden 
Asylwerberzahlen schlagen 
sich allerdings im Budget der 
TSD nieder, die Tagsätze aus 
der Grundversorgung sind 
schließlich zentraler Finan-
zierungsbestandteil. 2023 
betrugen sie insgesamt noch 
39,6 Millionen Euro. 

Im Dezember hat Lan-
deshauptmannstellvertreter 
Philip Wohlgemuth (SPÖ) 
die Integrationsagenden 
von Georg Dornauer über-
nommen, er muss in den 
TSD jetzt einen Konsolidie-
rungskurs einschlagen. Der 
soll ohne Stellenabbau ge-
lingen. 250 Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter sind in den 
TSD beschäftigt. „Es wäre 
einfach, den aktuellen Bud-
getherausforderungen mit 
einem Stellenabbau zu be-
gegnen. Meine klare Vorgabe 
lautet hingegen, alle anderen 
Einsparungspotenziale aus-
zuschöpfen – beginnend mit 
den Sachaufwänden und Un-
terkünften.“

Minus von 400.000 € in Hall

Bereits am 1. April erfolgt 
die Schließung der Unter-
kunft für Vertriebene aus der 
Ukraine. 185 Plätze gibt es, 
monatlich fielen Kosten von 
75.000 Euro an. „Neben der 
Miete lag das vor allem an 
den vergleichsweise hohen 
Betriebskosten, die pauschal 
vom Krankenhaus an die TSD 
weiterverrechnet wurden“, 
erklärt Wohlgemuth. Dazu 
kamen noch Aufwendungen 
für den Sicherheitsdienst. 
Für Wohlgemuth ist das nicht 
mehr vertretbar. „Allein im 
Vorjahr hat der Standort ein 
Minus von rund 400.000 Euro 
verursacht.“

Die bislang dort unterge-
brachten Flüchtlinge  wer-
den auf bestehende Einrich-
tungen verteilt. Ebenso das 
Betreuungspersonal. Für 

Wohlgemuth stehen dabei 
die Bedürfnisse von Kindern  
im Vordergrund. So würden 
Familien mit schulpflichti-
gen Kindern in Absprache 
mit der Bildungsdirektion 
übersiedelt.

Containerdorf gestoppt

Offen spricht der Landes-
hauptmannstellvertreter 
auch von (finanziellen) Fehl-
entscheidungen in der Ver-
gangenheit, „die sich nicht 

wiederholen dürfen“. 2023 
wollte sein Vorgänger Georg 
Dornauer aufgrund fehlen-
der Flüchtlingsquartiere in 
Tirol am Campus Technik 
der Universität Innsbruck 
ein Containerdorf für 200 ge-
flüchtete Personen errichten. 
Die operative Umsetzung 
erfolgte über das später in 
Konkurs gegangene Unter-
nehmen des Gemeindever-
bands GemNova. Im Jänner 
2023 stellte sich heraus, dass 
die ursprünglich dafür veran-
schlagten Kosten von 250.000 
Euro nicht zu halten sind. Die  
Container waren aber schon 
bestellt, im Zusammenhang 
mit deutlichen Mehrkosten 
wegen Brandschutzauflagen  
wurde das Projekt gestoppt. 

„Nicht nur das Container-
dorf wäre unwirtschaftlich 
geworden, darüber hinaus 
gab es großen Widerstand 
aus der Nachbarschaft“, 
sagt Wohlgemuth. Die Kos-
ten für den Rückbau muss-
ten schlussendlich die TSD 
tragen, in der Bilanz werden 
deswegen 217.000 Euro ab-
geschrieben. Für Planungs-
leistungen haben die TSD 
insgesamt 62.300 Euro aus-
gegeben. 

Flüchtlingsgesellschaft trennt 
sich von teuren Unterkünften
Quartier in Hall wird geschlossen, 217.000 Euro mussten für Container-Flop 

abgeschrieben werden. Wohlgemuth: „Fehler  nicht mehr wiederholen.“

Zu teuer: Die Unterkunft für 185 ukrainische Kriegsflüchtlinge im Haller Krankenhaus wird aufgelassen. � Foto: APA/Groder

LHStv. Philip Wohlgemuth/SPÖ 
(Integrationsreferent)�

„Die Konsolidierung 
erfolgt ohne Stellen-

abbau. Die TSD werden 
alle anderen Einsparungs-
potenziale ausschöpfen.“
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Innsbruck – Harsche 
Kritik an der Steuer-
geldverschwendung am 
Campus Technik übt 
Liste-Fritz-Klubchef 
Markus Sint. „Die poli-
tische Entscheidung des 
damaligen SPÖ-Landes-
hauptmannstellvertre-
ters  Georg Dornauer hat 
die Tiroler Steuerzahler 
280.000 Euro gekostet.“ 
Zuerst voreilig ange-
kündigt, sei der Bau der 
Container-Wohnanlage 
dann doch gescheitert. 
„Zum Leidwesen und 
Schaden der Steuerzah-
ler. Diese Steuergeldver-
schwendung ist endlich 
abzustellen“, betont der  
Oppositionspolitiker. 
Solche kostspieligen 
Fehlentscheidungen  
würden sich „wie ein ro-
ter Faden durch die TSD 
ziehen“. (pn)

Sint übt 
Kritik an 

Vergeudung 

Marcus Watzdorf vom Land Tirol präsentierte am Freitag die Ergebnisse und 

die ernüchternde Wahlbeteiligung der Wirtschaftskammerwahl.� Foto: Rita Falk

Innsbruck – Nur noch 26,5 
Prozent der Wahlberechtigten 
gingen bundesweit bei den 
Wirtschaftskammerwahlen 
zu den Urnen. In Tirol waren 
es 37,4 Prozent (-2,1 Prozent-
punkte). Noch weniger, näm-
lich 21,2 Prozent der Studie-
renden, beteiligten sich 2023 
bei den Studentenvertretungs-
wahlen 2023 für die Österrei-
chische Hochschülerschaft. 
Das bringt die Interessenver-
tretungen langsam, aber si-
cher in Erklärungsnot. Es geht 
um ihre Legitimation.

Dass ohnehin alles passt 
und deshalb die überwiegen-
de Mehrheit nicht wählen 
geht, bezeichnet der Politik-
wissenschafter Peter Filzmaier 
als „Wunschinterpretation“.  
Was für Filzmaier allerdings 
schon eine Erklärung ist, „sind 
erwartbare Ergebnisse im Vor-
feld wie eben bei der Wirt-
schaftskammerwahl. Da fehlt 
dann die Motivation, zur Wahl 
zu gehen – nach dem Motto: 
Auf meine Stimme  kommt es 
eh nicht an.“

Im Gegensatz dazu genießt 
die Sozialpartnerschaft als ver-
fassungsrechtlich verankertes 
Interessenmonopol großes 
Vertrauen in der Bevölkerung. 

„Und die Mitglieder von Wirt-
schafts-, Arbeiter- oder  Land-
wirtschaftskammer fühlen 
sich überwiegend gut vertre-
ten“, wie Filzmaier hinzufügt.

Vor allem in den „wahllosen 
Zeiten“ empfiehlt der Politik-
experte den Interessenvertre-
tern, ihre Mitglieder zu akti-
vieren und zu sensibilisieren. 
„Weil ihre Arbeit vielfach als 
zu selbstverständlich ange-
sehen wird. Doch das reicht 
nicht aus.“ Parteien wie die 
FPÖ oder die NEOS wollen 
die Kammern zurückstutzen, 
die Kammer- bzw. Mitglieds-
beiträge senken. Die NEOS 
fordern sogar das Ende der 
„Zwangsmitgliedschaft“.

Mögliche Legitimationskrise

Die Gefahr einer Legitimati-
onskrise wegen der geringen 
Wahlbeteiligungen besteht. 
Nachdem 2019 die Wahlbe-
teiligung bei der Arbeiter-
kammerwahl in Tirol auf 33,6 
Prozent gesunken war, teil-
te der damalige Wirtschafts-
bundobmann Franz Hörl 
massiv gegen den überlege-
nen Wahlsieger AK-Präsident 
Erwin Zangerl aus. Aufgrund 
der niedrigen Wahlbeteili-
gung sei dieser aber abgestraft 
worden, meinte Hörl. Im Vor-
jahr gingen immerhin wieder 
38,7 % zur AK-Wahl.

Tirols Bauernkammerprä-
sident Josef Hechenberger 
spricht von einem Dilemma, 
mit dem die meisten Interes-
senvertretungen zu kämpfen 
haben, denn eine niedrige 
Wahlbeteiligung schwäche 
die Standesvertretungen und 
erschwere letztendlich ihre 
Arbeit. „Und die ist weitaus 
vielfältiger, als den Mitglie-
dern eigentlich bewusst ist. 
Vieles ist selbstverständlich 
oder passiert im Hintergrund 
und wird gar nicht als erreich-
te Leistung wahrgenommen.“

Eine Möglichkeit, um mehr 
Mitglieder zum Wählen zu 
motivieren, wäre aus der Sicht 
von Peter Filzmaier das E-Vo-
ting bei Kammerwahlen. (pn)

Wahlbeteiligung 
bringt Kammern 
in Erklärungsnot
In der Öffentlichkeit genießen Sozialpartner 
bzw. Interessenvertreter großes Vertrauen. 

Doch bei den Kammerwahlen fällt die 
Wahlbeteiligung immer bescheidener aus.

Politik in Kürze

E in Jahr nach der Schlap-
pe bei der Innsbrucker 

Gemeinderatswahl hat sich 
das bürgerliche Bündnis 
„Neues Innsbruck“ aus ÖVP, 
Seniorenbund und Für Inns-
bruck aufgelöst. Ex-Staats-
sekretär Florian Tursky war 
Spitzenkandidat und führte 
das „Neue Innsbruck“ in die 
Kommunalwahl. Er kam aber 
nicht in die Bürgermeister-
Stichwahl, Johannes Anzen-
gruber wurde zum Bürger-
meister gewählt.

Die Stadt-VP hat Tursky 
vor wenigen Wochen überge-
ben, er leitet jetzt in Deutsch-
land das „Vodafone Institut 

Europe“ des gleichnamigen 
britischen Telekommunika-
tionsunternehmens. Neuer 
geschäftsführender ÖVP-
Obmann ist Wirtschaftslan-
desrat Mario Gerber. Am 10. 

März hat sich nun der Verein 
„Das Neue Innsbruck“ laut 
Vereinsregister aufgelöst. 
Der ehemalige Wahlkampf-
manager Matthias Weger 
wickelt die Auflösung ab.

Im Gemeinderat bildet 
das Neue Innsbruck noch 
einen Klub. Ihm gehören 
Stadtrat Markus Stoll (Für 
Innsbruck), Klubchef Franz 
Jirka (VP), Birgit Winkel 
(VP) und Christine Oppitz-
Plörer (Für Innsbruck) an. 
Wie es dort weitergeht, ist 
offen. Die Zusammenarbeit 
der beiden Gruppen soll 
aber alles andere als harmo-
nisch sein.

Gerber will jedenfalls die 
ÖVP in Innsbruck neu auf-
stellen. Der Stadtparteitag 
soll im Frühjahr stattfinden, 
er selbst hat einen guten 
Draht zu Anzengruber. (pn)

Das „Neue Innsbruck“ ist Geschichte

Gemeinsam in der Straßenbahn, das war einmal. Das „Neue Innsbruck“ 

von Florian Tursky und Christine Oppitz-Plörer hat sich aufgelöst.�Foto: Rita Falk

Wirtschaftskammerwahl: 
Bundesweit sank die Wahl-

beteiligung auf 26,5 Prozent 

(-7,2 Prozentpunkte) und in 

Tirol auf 37,4 Prozent (-2,1 

Prozentpunkte). 

Landwirtschaftskammerwahl 
Tirol 2021: 48 Prozent gingen 

zur Wahl.

AK-Wahl 2024: Die Beteili-

gung konnte auf 38,7 Prozent 

gesteigert werden.

ÖH-Wahl 2023: An der Uni 

Innsbruck betrug die Wahlbe-

teiligung 27,25, bundesweit 

21,2 Prozent.

Wahlbeteiligung
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Von Matthias Reichle

S chon einmal den Hosenschlitz bei einem Bewerbungsgespräch 
offen gehabt oder stundenlang mit Petersilie zwischen den 

Zähnen herumgelaufen? Dann ist das Ihr Tag! In den USA feiert man 
am 18. März den so genannten „National Awkward Moments Day“ 
– den nationalen Tag der peinlichen oder unangenehmen Momente. 
Moment, wird jetzt so mancher sagen: Zelebriert die Trump-Regierung 
aktuell nicht täglich einen „Awkward Moments Day“? Inzwischen hat 
es gar den Anschein, als ob der inoffizielle Feiertag, der von einigen 
Spaßvögeln ins Leben gerufen wurde, sogar den 4. Juli ablösen könn-
te. Das Land der unbegrenzten Möglichkeiten macht seinem Namen 
gerade alle Ehre. Denn wer hätte noch vor einem Jahr gedacht, dass 
Grönland annektiert, Kanada zum 51. Staat und der Golf von Mexiko 
zum Golf von Amerika gemacht werden soll. Eigentlich wünscht man 
sich da nur eines vom US-Präsidenten – ein peinliches Schweigen. 

Jeder Tag ein Feiertag

Aufgeblättert

Manuel Feller stemmt sich beim 
Finale gegen sieglose Saison. Seite 25

Riesentorlauf bleibt Thema
Der Söller Kapellmeister Oswald Mayr 
übergibt den Taktstock. Seite 20

50 Jahre den Ton angegeben 
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SO FINDEN SIE

TT-Club

club.tt.com

Ihre TT-Club-Vorteile finden Sie 

wöchentlich in der  

TT am Sonntag 

oder online unter 

Hochdruckeinfluss! Nach einem 
sehr frostigen Morgen geht es 
tagsüber mit den Temperatu-
ren allmählich wieder deutlich 
bergauf. Seite 24

WETTER

-3°
11°

Wir wünschen unserem besten Neni alles Liebe und Gute zu seinem Geburtstag! 
Viele Geburtstagsbussis aus Sellrain.� Infos unter wetterkind@tt.com

Bildungskarenz. Ab 1. 
April ist die Bildungskarenz 
grundsätzlich Geschichte. 
Doch es gibt Übergangsfris-
ten. Darüber, was jetzt gilt, 
hat die TT mit Silvia Hofbau-
er von der Arbeiterkammer 
gesprochen. Seite 16

WIRTSCHAFT

Die neue Welt. Mit dem 
Angriff Russlands auf die 
Ukraine und der Wahl von 
Donald Trump zum US-Prä-
sidenten enden für die Euro-
päer die alten Sicherheiten 
und Gewissheiten. Was ist 
jetzt zu tun? Seite 3

INTERNATIONAL

Innsbruck – Eigentlich sollte 
es kurz vor dem Kinostart vor 
allem um den Film gehen. Bei 
der Neuverfilmung des fast 90 
Jahre alten Disney-Klassikers 
„Schneewittchen“ ist das an-
ders, wenn er am Donnerstag 

auch in den heimischen Ki-
nos anläuft.

Denn Kontroversen um die 
politischen Ansichten der 
Hauptdarstellerinnen Rachel 
Zegler und Gal Gadot zum 
Gaza-Krieg, die moderne Ad-

aption des Märchens sowie 
Kritik an der Darstellung der 
sieben Zwerge sorgen nicht 
nur in den sozialen Medien 
für Wirbel. (TT)

Mehr auf den Seiten 2, 11

Prinzessin im Kulturkampf

„Schneewittchen“ kommt an diesem Donnerstag in die Kinos.� Fotos: Giles Keyte, APA/AFP/Marco Bertorello, BMK Söll

Innsbruck – Der Hilferuf, mit 
dem die Leitung der Inns-
brucker Klinik an die Öffent-
lichkeit getreten ist, hat hohe 
Wellen geschlagen. Die OP-
Wartezeiten in Tirols größter 
Krankenanstalt sind derzeit 
enorm lang. Mehr als 500 
Patientinnen und Patienten 
erhielten vorerst gar keinen 
Termin für ihren Eingriff.    
Alois Obwegeser, ärztlicher 
Direktor des Spitals, mach-
te, wie berichtet, den Pflege-
mangel dafür verantwortlich. 
Und forderte als Gegenmaß-
nahme unter anderem flexib-
le Lohn-Anpassungen für das 
OP-Personal. 

Dem Vorschlag erteilte die 
zuständige Landesrätin Cor-
nelia Hagele gestern eine Ab-
sage. „In Tirol steht die me-
dizinische Grundversorgung 
auf einem hohen Niveau“, 
sagt sie. „Insbesondere in 
Akutfällen. Nichtsdestotrotz 
sehen wir die Herausforde-
rungen im Bereich der so ge-
nannten elektiven Operatio-

nen, also der verschiebbaren 
Eingriffe.“ Ihr sei die Ernst-
haftigkeit der Lage in diesem 
Bereich bewusst, es werde 
auch gehandelt – nur eben 
nicht mit kurzfristigen Ge-
haltsanpassungen. 

Als „wesentliche Stell-
schraube“ bezeichnete Hagele 
die neu geschaffene Position 
der OP-Koordinatorin, wel-
che unlängst die Arbeit auf-
genommen hat. Diese sorge 
dafür, „freie Kapazitäten tirol-
weit optimal zu nutzen“. Auch 
verwies Hagele auf die Ausbil-
dungsoffensive in der Pflege.  

Für die Opposition im Tiro-
ler Landtag ist das zu wenig. 
„Wenn Patientinnen und Pa-
tienten über Wochen Schmer-
zen ertragen müssen, hat es 
fünf nach zwölf geschlagen“, 
sagte Petra Wohlfahrtstätter 
von den Grünen. Liste-Fritz-
Obfrau Andrea Haselwanter-
Schneider sprach von „uner-
träglichen Zuständen“. (bfk)

Mehr auf Seite 5

Hilferuf 
aus Klinik 

verhallt
Landesrätin Hagele erteilt flexiblen 
Lohn-Anpassungen für OP-Personal 
eine Absage. An den Wartezeiten in 

Innsbruck gibt es harsche Kritik.

Für die Innsbrucker Dreierkoalition ist es ein Prestigeprojekt – und mit 
der Hoffnung auf viele positive Impulse für die Innenstadt verbunden: Bis 
Herbst wird der Bozner Platz um zirka 6,5 Mio. Euro neu gestaltet – gestern 
erfolgte der symbolische Spatenstich. Mehr auf den Seiten 2, 17� Foto: Böhm

Ein Platz wird umgekrempelt

Innsbruck – Der Bundesrech-
nungshof (RH) wünscht sich 
engmaschigere Kontrollen der 
Gemeindeverbände. Das geht 
aus einem Prüfbericht über 
die Aufsicht der Gemeinde-
verbände in Tirol hervor. In 
den Regionen schließen sich 
die Kommunen vielfach zu 
Verbänden zusammen, um 
Aufgaben wie den Betrieb ei-
nes Bezirksspitals gemeinsam 
zu bewerkstelligen. Auch die 
finanziellen Risiken bei den 
Verbänden sollten laut RH    
verringert werden. (pn)

Mehr auf Seite 4

Rechnungshof 
ortet Mängel

Innsbruck – Angebliche Ver-
fehlungen im Innsbrucker 
Polizeigefängnis sind der-
zeit Gegenstand interner Er-
mittlungen. Im Fokus stehen 
vier Polizeibeamte, die am 
Freitag vorläufig vom Dienst 
freigestellt wurden. Sollten 
die weiteren Erhebungen die 
Vorwürfe bestätigen, droht 
den Beamten ein Disziplinar-
verfahren. Was den Polizisten 
vorgeworfen wird, ist derzeit 
noch unter Verschluss. Dem 
Vernehmen nach spielt aber 
Alkohol eine Rolle. (TT)

Mehr auf Seite 5

Vier Polizisten 
suspendiert

Wien – Reichen die von ÖVP, 
SPÖ und NEOS in ihrem Re-
gierungsprogramm verein-
barten Ziele zur Budgetsa-
nierung aus? Fachleute wie 
Christoph Badelt und Gabriel 
Felbermayr warnen, dass an-
gesichts der Wirtschaftslage 
größere Anstrengungen nötig 
sein könnten.

Vor diesem Hintergrund 
geht die vor zwei Wochen 
angelobte Koalition mit Bun-
deskanzler Christian Stocker 
(ÖVP) an der Spitze heute in 
ihre erste Arbeitsklausur. Im 
Mittelpunkt stehen die The-
men Wirtschaft, Standort und 
Konjunktur.

Ob Nachbesserungen nö-
tig sind, wollte Vizekanzler 
Andreas Babler (SPÖ) ges-
tern im Gespräch mit der 
TT noch nicht sagen. Bei 
der Klausur heute berät sich 
die Regierung mit den Wirt-
schaftsforschern Felbermayr 
(Wirtschaftsforschungsins-
titut, Wifo) und Gabriel Fel-
bermayr (Institut für Höhere 
Studien, IHS). 

Zum Koalitionsprogramm 
bekennt sich Babler. Abstri-
che hätten alle machen müs-
sen, meint er. (TT)

Mehr auf Seite 9

Regierung 
ist knapp 
bei Kasse
Erste Klausur von 
ÖVP, SPÖ, NEOS: 
Fachleute warnen 

vor höherem Defizit.

Gekennzeichneter Download (ID=3gNzPUqX3MRYq4cHo9R5-UA_TCsyFmJDZHEu7MebBXg)



Von Benedikt Mair

Innsbruck – Die Geduld vieler 
Patientinnen und Patienten 
der Klinik in Innsbruck wird 
derzeit auf eine harte Probe 
gestellt. Wie berichtet, sind 
die OP-Wartezeiten extrem 
lang, im Jänner dieses Jahres 
waren 20 Prozent der Ope-
rationssäle gesperrt. Mehr 
als 500 Männer und Frauen 
bekamen vorerst überhaupt 
keinen Termin für einen Ein-
griff – zu weit in der Zukunft 
liegt der ehestmögliche. Der 
ärztliche Direktor des Spitals, 
Alois Obwegeser, hatte den 
Pflege-Mangel für die Mise-
re verantwortlich gemacht. 
Um das Problem in den Griff 
zu kriegen, stellte er unter 
anderem höhere Flexibilität 
bei der Budget-Gestaltung in 
den Raum. „Andere schrau-
ben einfach das Gehalt etwas 
nach oben. Wir dürfen das 
nicht“, sagt er. 

Der Forderung erteilte Ti-
rols Gesundheitslandesrätin 
Cornalia Hagele am Montag 
aber eine Absage. Sie sei sich 

zwar der „Ernsthaftigkeit der 
Lage bewusst“, halte aber we-
nig von einer punktuellen Er-
höhung der Löhne. Eine we-
sentliche Stellschraube stelle 
die OP-Koordinatorin des 
Landes dar, die vor Kurzem 
ihre Arbeit aufgenommen hat. 
Diese fungiere „als zentrale 
kommunikative Drehscheibe, 
Operationen regionsübergrei-
fend abzustimmen und freie 

Kapazitäten tirolweit optimal 
zu nutzen“, erklärte die ÖVP-
Politikerin. 

„Darüber hinaus treiben 
wir die Ausbildungsoffensi-
ve so intensiv voran wie nie 
zuvor“, sagte Hagele. „In den 
vergangenen zehn Jahren ist 
die Zahl der auszubildenden 
Pflegekräfte in Tirol von rund 
1400 auf mehr als 2260 ange-
wachsen.“ 

Empört reagierte die Op-
position im Tiroler Landtag. 
„Wenn Patientinnen und Pa-
tienten über Wochen Schmer-
zen ertragen müssen, hat es 
fünf nach zwölf geschlagen“, 
sagte etwa Grünen-Gesund-
heitssprecherin Petra Wohl-
fahrtstätter. Den regierenden 
Parteien warf die Landtagsab-
geordnete ein „Totalversagen“ 
vor. Da die Klinik im Winter 
besonders durch verunfallte 
Skifahrer belastet sei, brachte 
sie „eine Art Versorgungsab-
gabe pro Nächtigung für die 
Gesundheitsleistungen“ ins 
Spiel. Es brauche aber ebenso 
„Akut-Lösungen“. Wohlfahrt-
stätter schlug vor, dass Patien-
ten ohne Zusatzversicherung, 
die „unzumutbar lange“ auf 
einen OP-Termin warten, oh-
ne Zusatzkosten auch in Pri-
vatkliniken behandelt werden.

Liste-Fritz-Parteiobfrau An-
drea Haselwanter-Schneider 
sprach von „unerträglichen 
Zuständen. Während viele 
Patientinnen und Patienten 
leiden und OP-Säle aufgrund 
fehlenden ausgebildeten Pfle-
gepersonals geschlossen blei-
ben, zeigen sich Hagele und 
die Geschäftsführung völlig 
unbeeindruckt“, meinte die 
Landtagsabgeordnete. Sie 
forderte einen „Krisengipfel“, 
ohne sich aber allzu viel da-
von zu versprechen. „Auch 
der x-te Hilfeschrei des Kli-
nikpersonals wird ungehört 
verpuffen.“ 

Kritik an langen 
OP-Wartezeiten

Nach einem Hilferuf der Innsbrucker Klinik schäumt 

die Opposition im Landtag. Gesundheitslandesrätin 

Cornelia Hagele verweist auf laufende Initiativen.

20 Prozent der OP-Säle waren in Innsbruck im Jänner gesperrt. Mehr als 

500 Patienten erhalten vorerst keinen Termin für einen Eingriff.�Symbolfoto: iStock

Cornelia Hagele 
(Gesundheitslandesrätin, ÖVP)�

„ In den vergange-
nen Jahren ist die 

Zahl der auszubildenden 
Pflegekräfte auf mehr 
als 2260 angewachsen.“
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Die Causa Weisses Rössl in Gries am Brenner ist um ein Kapitel reicher: Das Landesverwaltungsgericht hat die Entschei-

dung der Bezirkshauptmannschaft Innsbruck, den Antrag des Bundesdenkmalamtes auf Einstellung des Abbruchs des 

Rössls abzuweisen, bestätigt. Begründet wurde dies u. a. damit, dass die fehlende Bereitschaft des Eigentümers zur Sanie-

rung des Gebäudes nach einem Brand sowie die fehlende Kostenübernahme der Instandsetzungsmaßnahmen durch das 

Denkmalamt dazu beigetragen hätten, dass sich die bauliche Situation des Gebäudes weiter verschlechtert hat.� Foto: Liebl

Entscheidung steht: „Rössl“-Abriss wird nicht eingestellt

Von Reinhard Fellner

Innsbruck – Einer der größten 
sichergestellten Cannabis-
Funde in privatem Bereich 
führte im Dezember zur Ver-
haftung eines Tirolers (54). 
Aus seinem Haus im Stubaital 
hatte es derartig heftig nach 
Cannabis gerochen, dass ein 
Nachbar Anzeige erstatte-
te. Eine Polizeihundestaffel 
brachte dann endgültige Ge-
wissheit. Rund 50 Kilogramm 
Cannabiskraut mit einem 
Marktwert von einer halben 
Million Euro waren sicherge-
stellt worden. 

Gestern am Landesgericht 
drohten dem Kunstschaffen-
den dann nicht weniger als ein 
bis 15 Jahre Haft. Grund: Der 
allerhöchste Strafrahmen von 
„25 Grenzmengen“ war quasi 

vierfach überschritten wor-
den. Doch es kam im Prozess 
ganz anders.

Verteidiger Adolph Platz-
gummer skizzierte nämlich 
von seinem Mandanten ein 
Bild, das weit weg vom üb-
lichen Drogenhändler war: 
„Der Angeklagte ist Mitglied 
der Kreativszene und ver-
raucht seit Jahren große Men-
gen. An einen Weiterverkauf 
der Ernte war nie gedacht!“ 
Dies bestätigte gegenüber 
dem Schöffensenat auch der 

54-Jährige: „Ich habe im Jahr 
sicher zwei Kilogramm Can-
nabis verraucht. Ich wollte mir 
das einfach nicht mehr am 
Schwarzmarkt kaufen, son-
dern habe mir Samen besorgt.“ 
Und die wuchsen an einem 
Sonnenhang richtig gut: „Als 
Gärtner hatte er ein Riesen-
glück, als Angeklagter aber ein 
Riesenpech, dass gleich sol-
che Mengen herangewachsen 
waren“, so Verteidiger Platz-
gummer, welcher auch die 
polizeiliche Berechnung des 
Suchtgiftgehalts in Zweifel zog.

Auch der Senat kam dann 
statt 120 „nur noch“ auf 97 
Grenzmengen und verhäng-
te über den Unbescholtenen 
gerade 24 Monate Haft, 18 da-
von bedingt. Der Richter: „Es 
handelt sich hierbei um eine 
symbolische Strafe!“

Milde für süchtigen 
Cannabiszüchter

Trotz Cannabis-Ernte von 50 Kilogramm blieb es für 

Kunstschaffenden bei teilbedingten 24 Monaten Haft.

Ebbs – Tierquälerei, Dro-
gen- und Waffenbesitz wer-
den einem 31-jährigen Un-
terländer vorgeworfen. Der 
Mann hat am Samstag im 
Garten seiner Wohnung ei-
nem Ziegenbock den Kopf 
abgetrennt. Dann fuhr er im 
Auto davon – und nahm drei 
weitere Ziegen mit.

Ein Angehöriger verstän-
digte die Polizei. Beamte ent-
deckten in der Wohnung des 
31-Jährigen 1,8 Kilo Canna-
bis. Außerdem stellten sie  
dort mehrere Waffen sicher. 
Gegen den Unterländer be-
stand ein Waffenverbot. Nach 
dem Mann wurde österreich-
weit gefahndet.

Sonntagmittag klickten in 
Kärnten die Handschellen: 
Beamte nahmen den Flüch-
tigen in Liesing im Leisachtal 
fest. Am Nachmittag überga-

ben sie den 31-Jährigen an 
ihre Tiroler Kollegen. Weil 
sich der Mann in einem psy-
chischen Ausnahmezustand 
befand, wurde er in das Kran-
kenhaus Kufstein gebracht. 
Während er von einem Arzt 
behandelt wurde, konnte er 
flüchten. Er entkam durch ein 
nicht verschlossenes Fenster 
im Erdgeschoß.

Erneut wurde eine Fahn-
dung ausgelöst. Gestern Vor-
mittag endete die Flucht mit 
seiner Festnahme in Kuf-
stein. Der 31-Jährige wurde 
in die Justizanstalt Innsbruck 
gebracht. Gegen den Mann 
wird nun wegen Tierquälerei 
und anderer Delikte ermit-
telt. Anzeigen an die Staats-
anwaltschaft folgen. Den drei 
Ziegen geht es laut Polizei 
gut. Ein Bauer in Kärnten hat 
die Tiere aufgenommen. (TT)

Unterländer 
köpfte Ziegenbock

Von Thomas Hörmann

Innsbruck – Alkohol und Par-
tys während der Dienstzeit: 
Das sind angeblich die Vor-
würfe, die jetzt zu massiven 
Disziplinarmaßnahmen bei 
der Polizei führten. Landes-
polizeidirektor Helmut To-
mac will aktuell mit Hinweis 
auf die laufenden Erhebun-
gen nicht auf die konkre-
ten Ursachen eingehen. „Im 
Raum stehen schwere dienst-
rechtliche Verfehlungen“, 
bleibt Tomac vage. Er bestä-
tigt aber, dass die Landespo-
lizeidirektion am Freitag vier 
Beamte vom Dienst freige-
stellt hat: „Sie sind vorläufig 
suspendiert worden.“

Schauplatz der angeblichen 
Verfehlungen war das Poli-
zeianhaltezentrum, das wäh-
rend des Umbaus der alten 
Polizeidirektion in der Kai-

serjägerstraße in der Landes-
justizanstalt untergebracht 
ist. Das Polizeigefängnis war 
nicht nur der „Tatort“, son-
dern auch die Dienststelle 
für die Polizisten, die dort die 
Häftlinge zu beaufsichtigen 
hatten. Wie die Sache aufge-
flogen ist, fällt derzeit unter 
das Amtsgeheimnis. Tomac 
verrät aber, dass den Suspen-
dierungen keine langwierigen 
Ermittlungen vorausgegan-
gen sind. Im Gegenteil, „das 
ging recht plötzlich“.

Tirols Polizeichef betont 
aber auch, dass die Unter-
suchungen noch nicht ab-
geschlossen sind: „Nach Ab-
schluss der Erhebungen wird 
Anzeige bei der Bundesdiszi-
plinarbehörde (in Oberöster-
reich, Anm.) erstattet.“ Die 
Behörde entscheidet dann, 
ob die Suspendierungen auf-
recht bleiben.

Alkoholeskapaden in einer 
Dienststelle haben schon vor 
knapp 20 Jahren für Aufsehen 
gesorgt. 2007 geriet eine Zil-
lertaler Polizeiinspektion ins 
Visier der Tiroler Polizeifüh-
rung. Mehrere Beamte, dar-

unter auch der Postenkom-
mandant, wurden versetzt. 
Zwei Jahre vorher war es die 
Polizeiinspektion Kitzbühel, 
in der feuchtfröhliche Feste 
Auslöser für interne Ermitt-
lungen waren. 

Wirbel im Polizeigefängnis
Vier Beamte wurden vom Dienst freigestellt. Die Erhebungen sind noch im Gang.

Hinter den Mauern des Polizeigefängnisses soll es zu schweren dienst-

rechtlichen Verfehlungen gekommen sein.� Symbolfoto: Falk

Adolph Platzgummer 
(Strafverteidiger)�

„Als Gärtner hatte 
er ein Riesenglück, 

als Angeklagter ein Rie-
senpech, dass solche Men-
gen gewachsen waren.“
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Von Max Strozzi

Natters – In der Schwarzbau-
Affäre rund um den Fünf-
Sterne-Campingplatz Nat-
terer See ist jetzt ein Streit 
entfacht, wer eigentlich für 
die Durchsetzung des Benüt-
zungsverbotes auf einem Teil 
des Areals zuständig ist. Wie 
berichtet, hat die BH Inns-
bruck im Oktober 2024 die 
Nutzung von 21 Lodges und 
weiteren „Floating Homes“ 
untersagt, weil sie – seit vielen 
Jahren – auf Freiland stehen 
und auch an Urlauber ver-
mietet wurden. Das Landes-
verwaltungsgericht hatte das 
Nutzungsverbot bestätigt.

Behörden spielen Pingpong

Um die Frage, welche Behörde 
eigentlich das Teilverbot vor 
Ort am Campingplatz vollzie-
hen und kontrollieren muss, 
spielen sich die BH Innsbruck 
und der Natterer Bürgermeis-
ter gegenseitig den Ball zu. 
Denn nach dem Teilverbot 
durch die BH im Oktober 2024 
erließ die Gemeinde Natters 
Ende Jänner 2025 eine Aus-
nahme-Verordnung, wonach 
befristet für ein Jahr auf der 
betroffenen Fläche auf Frei-
land campiert werden darf. 

Damit wollte man das Nut-
zungsverbot auf dem Areal 
umschiffen. Das Land Tirol 
bzw. die BH Innsbruck stehen 
auf dem Standpunkt, dass mit 
der Verordnung die Kompe-
tenz zur Durchsetzung und 
Kontrolle des Benützungs-
verbotes auf die Gemeinde 
Natters übergegangen ist. 
Weil die Benützungsuntersa-
gung durch die BH Innsbruck 
erfolgte, obliege die Überprü-

fung bzw. Einhaltung grund-
sätzlich zwar der Bezirks-
hauptmannschaft, erklärte 
zunächst das Land.
Doch mit der Erlassung der 
Verordnung durch die Ge-
meinde Natters gehe die Zu-
ständigkeit in den Wirkungs-
bereich der Gemeinde über, 
betonte das Land. Daher sei 
die BH bis zum Ablauf der Ver-
ordnung in einem Jahr „nicht 
(mehr) für die Überprüfung 
und Durchsetzung der Einhal-
tung der Vorgaben des Tiroler 
Campinggesetzes für die be-
treffenden Objekte zuständig“. 
Die Gemeinde Natters habe 
zu klären, ob die Vorausset-
zungen für den Weiterbetrieb 
vorliegen.

Allerdings hatte das Gericht 
festgehalten, dass die Ausnah-
meverordnung der Gemeinde 
in diesem Fall gar nicht greift. 
Gestern Abend ruderte das 
Land dann teilweise zurück. 
Die Verordnung der Gemein-
de sei zwar „aktuell rechtsgül-
tig und für die Vollzugsbehör-
den anzuwenden“. Aufgrund 
der Rechtsauffassung des 
Gerichts, wonach die Ver-
ordnung der Gemeinde nicht 
greift, werde seitens der Auf-
sichtsbehörde nun aber „eine 
weitere Prüfung veranlasst“ 
und eine Stellungnahme der 
Gemeinde Natters eingeholt.

Der Natterer Bürgermeis-
ter Marco Mösl erachtet sich 
jedenfalls als nicht zuständig. 

„Behörde ist nicht die Ge-
meinde Natters“, sagt Mösl, 
„der Bescheid wurde aufgrund 
des Campinggesetzes von Sei-
ten der BH ausgestellt und 
somit fällt eine Benützungs-
untersagung nicht in meinen 
Aufgabenbereich. Das Urteil 
des Landesverwaltungsge-
richtes ist mir nicht bekannt 
und wurde der Gemeinde bis 
heute nicht zugesendet“, so 
Mösl weiter: „Bis dato bin ich 
der Meinung, dass die Zelte 
und Lodges am Natterer See 
unter das Campinggesetz und 
nicht in den Wirkungsbereich 
der Gemeinde fallen.“

Laut dem Land ist die Be-
nützungsuntersagung der BH 
Innsbruck bereits vollstreck-
bar. Der Betreiber des Cam-
pingplatzes Georg Giner  – er 
ist auch Branchenobmann 
in der Wirtschaftskammer, 
ÖVP-Wirtschaftsbundfunk-
tionär und Vizeobmann des 
TVB Innsbruck/Feriendör-
fer – hat angekündigt, das 
Benützungsverbot in außer-
ordentlicher Revision vor dem 
Verwaltungsgerichtshof an
zufechten.

Causa beschäftigt Landtag

Die Causa beschäftigt nun 
auch den Landtag. Liste-Fritz-
Klubchef Markus Sint will in 
einer Landtagsanfrage von LH 
Anton Mattle, LR Josef Geis-
ler und LR Mario Gerber (alle 
ÖVP) Hintergründe erfahren. 
Unter anderem geht es auch 
um die Frage, ob es sich bei 
den Lodges, die laut Gericht 
auf Holzplattformen stehen, 
die durch Pfähle fix im Boden 
verankert sind, um Mobile 
Homes handelt oder um Bau-
werke, die eine Baubewilli-
gung benötigen.

Behörden-Streit in Affäre 
um Camping-Schwarzbau

Wer muss das Teilverbot wegen Schwarzbauten am Natterer-See-Camping 

durchsetzen und prüfen? Land und Bürgermeister schieben sich den Ball zu.

Die Causa Natterer-See-Camping kommt in den Landtag.� Foto: Rita Falk

INDIZES
▼	 Dow Jones	 41635.9	 Pkt. 	 -0.49%

▼	 S&P 500	 5610.83	 Pkt. 	 -1.15%
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Börsen-Ticker

Auch für E-Autos zahlt man bald die motorbezogene Steuer.� Foto: AFP/de Rosa

Wien – Die wieder anziehen-
de Inflation bekommen in 
den nächsten Tagen nahezu 
alle Internetnutzer bei ihren 
Monatsgebühren zu spüren, 
bei den Handytarifen gibt es 
für fast zwei von drei Kunden 
eine Teuerung. Grund ist die 
Anpassung der Tarife an die 
allgemeine Teuerung, kon-
kret den Verbraucherpreis
index (VPI). Im Vorjahr lag 
das Plus bei 7,8 Prozent, heu-
er werden es 2,9 Prozent Ver-
teuerung sein, so die Online-
Plattform tarife.at

Was nach nicht viel klingt, 
aber sich über die Jahre sum-
miert, denn seit 2020 ist der 
Verbraucherpreisindex insge-
samt um 27,1 Prozent gestie-
gen. „Ein Haushalt mit drei 
Personen, der drei Handyver-
träge und einen Internetzu-
gang unterhält, zahlte im Jahr 
2020 ursprünglich 20 Euro pro 
Handyvertrag und 35 Euro für 
den Internetzugang monat-
lich. Diese Kostensteigerung 
führt zu einer zusätzlichen 

monatlichen Belastung von 
25,75 Euro für diesen Haus-
halt“, rechnet tarife.at vor.

Auf die Verbraucher kom-
men aber auch andere Teu-
erungen zu. Mit 1. April 
beispielsweise wird die Ta-
baksteuer angehoben. Laut 
AK ist davon auszugehen, 
dass die Tabakindustrie die 
Zigarettenpreise um 10 Cent 
je Packung anheben wird. 
Auch die Umsatzssteuerbe-
freiung für PV-Anlagen fällt 
ab April weg, Zocken wird 
ebenfalls teurer, die Wett-
gebühr wird auf 5 Prozent 
angehoben.

Mit April wird auch auf Elek-
troautos eine motorbezoge-
nen Versicherungssteuer ein-
gehoben. Bisher sind E-Autos 
davon befreit. Künftig soll sich 
das Steuerniveau an jenem 
von Pkw mit Verbrennungs-
motor orientieren. Dabei sol-
len Motorleistung und – man-
gels CO

2
-Ausstoßes – Gewicht 

des Pkw berücksichtigt wer-
den. (TT, APA)

Internet, Wetten  
und Zigaretten 
werden teurer

Österreich setzt bei der am 13. April im japanischen Osaka startenden Expo-Weltausstellung unter dem Credo „Com-
posing the Future“ auf eine Mixtur aus Tradition und Innovation – und lässt sich den Auftritt bei den „Olympischen 
Spielen der Wirtschaft“ in seinem 800-Quadratmeter-Pavillon 21,5 Mio. Euro kosten. Drei Viertel kommen von der 
öffentlichen Hand, ein Viertel von der Wirtschaftskammer. Im „Innovation Lab Austria“ sollen 90 Leuchtturmprojekte 
präsentiert werden, so Wirtschaftsminister Wolfgang Hattmannsdorfer (2. v. l.) mit Expo-Regierungskommissärin Ur-
sula Plassnik, WKO-Vizepräsident Philipp Gady und zwei Wiener Sängerknaben.� Foto: BMAW/Holey

Austro-Mix für „Olympia der Wirtschaft“

Innsbruck, Wien – Der Es-
senslieferdienst Lieferando 
will seine Boten in ganz Ös-
terreich vom Kollektivvertrag 
auf Werkverträge umstellen. 
Das hat der Konzern gestern 
bekannt gegeben. Begründet 
wird das mit der bisherigen 
Verzerrung des Wettbewerbs 
unter Lieferdiensten, da die 
übrigen Platzhirsche Foodora 
und Wolt schon jetzt ihre Fah-
rer nur als freie Dienstnehmer 
anstellen. Laut Betriebsrat 
sind bundesweit 966 Ange-
stellte betroffen, Lieferando 
spricht von 600 dauerhaft und 
250 befristet angestellten Fah-

rern. In Tirol sind es laut Be-
triebsrat Fabian Warzilek 64 
Fahrer von Zirl bis Hall, vor al-
lem in Innsbruck. Kuriere mit 
Werkvertrag bekämen dann 
weiterhin Jacke, Helm und 
Tasche in markantem Orange 
zur Verfügung gestellt, müss-
ten allerdings mit ihrem eige-
nen Fahrrad oder E-Moped 
ihre Arbeit verrichten, teilte 
der Konzern mit. Den Kunden 
werden dagegen längere Öff-
nungszeiten und ausgeweitete 
Lieferzonen versprochen.

Warzilek teilte der TT mit, 
von der Ankündigung über-
rascht worden zu sein, „auch 

wenn es Vorzeichen gegeben 
hat“. Er kritisiert die Untä-
tigkeit der Politik in der Ver-
gangenheit, stärker gegen so 
genannte Scheinselbststän-
digkeit vorzugehen. (mac)

Lieferando kündigt fast 
1000 Fahrern den Vertrag

Bisher hat Lieferando seine Fahrer 

als Einziger fix angestellt.� Foto: Falk
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Gesundheitslandesrätin Cornelia Hagele musste auf die Oppositions-Kritik nicht lange warten.� Foto: Mitterwachauer

Von Manfred Mitterwachauer

Innsbruck – Monatelange 
Wartezeiten auf einen OP-
Termin, gesperrte OP-Säle 
und ein akuter Mangel an 
Pflegepersonal: Der Hilfe-
schrei aus der Führungsetage 
der Tirol Kliniken blieb ges-
tern im Tiroler Landtag nicht 
ungehört. Wenngleich in der 
Interpretation desselben 
zwischen Opposition und 
schwarz-roter Regierung re-
gelrecht Welten liegen. 

Im Zentrum der Kritik von 
Liste Fritz, Grünen, FPÖ und 
NEOS stand dabei Gesund-
heitslandesrätin Cornelia Ha-
gele. Gleich mehrfach musste 
sich die VP-Politikerin den 
Vorwurf gefallen lassen, in 
das viel zitierte Mantra ihres 
Vor-Vorgängers Bernhard 

Tilg zu verfallen: Alles richtig 
gemacht? Der Landtag ope-
rierte quasi am offenen Her-
zen namens Gesundheitspo-
litik. Hagele, so der Vorwurf 
von Landtagsabgeordneter 
Andrea Haselwanter-Schnei-
der (Liste Fritz), habe bereits 
den ersten Hilferuf aus den 
Tirol Kliniken aus dem Jahre 
2023 ignoriert und auch die 
eingesetzte OP-Koordinato-
rin sei für Patienten schlicht 
nicht greifbar. FP-Mandatar 
Patrick Haslwanter warf Ha-

gele vor, den Gehaltswett-
bewerb unter den Kliniken 
beiseite zu wischen, LA Petra 
Wohlfahrtstätter (Grüne) be-
wertete Hageles bisherige 
Tätigkeit als „Strategie der 
Ankündigungen“.

Die Landesrätin sah sich ein 
ums andere Mal in die Ver-
teidigungshaltung zurückge-
drängt. Nicht alles sei in Ord-
nung, gesteht sie ein, jedoch 
sei Tirol bei bestimmten ta-
gesklinischen OPs unter al-
len Bundesländern jenes mit 
den aktuell kürzesten Warte-
zeiten. Auch den Vorwurf der 
Untätigkeit wies sie zurück: 
Ärztebedarfsstudie, mehrere 
Pflege-Ausbildungsschienen, 
Hilfskräfte aus dem Ausland – 
all das greife, brauche aber 
auch Zeit, so die Landesrätin, 
die auch eine Botschaft an 
alle PatientInnen absendete: 
„Jedem Notfall wird eine OP 
garantiert.“ Eine Ansage, wel-
che in den Oppositionsreihen 
als bloße Mindestanfordung 
an das Tiroler Gesundheits-
system quittiert wurde.

Dass auch infrastrukturell 
an den Kliniken und Bezirks-
krankenhäusern nachgebes-
sert werden müsse, bestreitet 
Hagele nicht. Eine Prioritä-
tenliste werde erstellt. Ohne 
ausreichend Personal nütze 
aber auch das wenig. Und 
beim strittigen Gehaltsthema 
soll nun doch wieder verhan-
delt werden, hieß es gestern.

Landtag operierte am 
offenen Polit-Herzen

Kaum ein gutes Haar lässt die Opposition an der 
Gesundheitspolitik von Landesrätin Cornelia Hagele. 

Die Fragestunde geriet für sie zur Verteidigungsstunde.

Innsbruck – Auch der mit 
Jahresbeginn in Kraft ge-
tretene „Bäder-Topf“ des 
Landes stand gestern auf 
der Abschussliste der Op-
position im Landtag. So 
versuchten die Grünen in 
der Fragestunde den seit 
Dezember für Sport res-
sortzuständigen LHStv. 
Philip Wohlgemuth (SP) ob 
des mangelnden Tempos 
in Sachen Bäder-Rettung 
in die Pflicht zu nehmen. 

Wohlgemuth ging aber 
seinerseits in die Offensi-
ve und schrieb allen Kri-
tikern des 75-Millionen-
Euro-Pakets eines ins 
Stammbuch: „Nur am Be-
ckenrand zu stehen und 
zu motzen, reicht nicht.“ 
Der Bäder-Topf sei erst 
gezählte 78 Tage in Kraft – 
es sei offensichtlich, dass 
in dieser Zeit nicht gleich 

ganze Bäder neu gebaut 
werden könnten. Das von 
Schwarz-Rot aufgestell-
te Förderprogramm will 
sich Wohlgemuth nicht 
schlechtreden lassen. Viel-
mehr sei es in Österreich 
einzigartig. Zwei Millionen 
Euro seien bereits an Be-
triebszuschüssen ausbe-
zahlt, ein Neubau- (Axams) 
und zwei Sanierungspro-
jekte (Ehrwald, Wenns) 
eingereicht worden. Und 
auch wenn in Axams noch 
ein Acht-Millionen-Euro-
Loch klaffe, sei sich Wohl-
gemuth sicher, dass dieses 
Bad gebaut wird.

FP und NEOS hielten da-
gegen. Die Förderungen 
seien „zum Sterben zu viel, 
aber zum Überleben zu 
wenig“, das Sportstätten-
Dilemma nicht nur eines 
der Tiroler Bäder. (mami)

„Am Beckenrand 
stehen und motzen“

Andrea Haselwanter-Schneider 

(Liste-Fritz-Parteichefin)�

„Die PatientInnen 
finden die OP-

Koordinatorin einfach 
nicht. Das gleicht einer 
Schnitzeljagd.“

Petra Wohlfahrtstätter 

(Gesundheitssprecherin Grüne)�

„Auf die Strategie 
warten wir noch 

immer. Hagele verfolgt 
eher eine Strategie der 
Ankündigungen.“

Cornelia Hagele 

(Gesundheitslandesrätin, VP)�

„ Ich stelle mich 
nicht hierhin und 

sage: Alles ist in Ord-
nung.“

Von Manfred Mitterwachauer

Innsbruck – Zumindest die 
erste Etappe schaffte der 
FPÖ-Antrag zum Transit ges-
tern im Tiroler Landtag. Ein-
stimmig und somit auch mit 
den Regierungsparteien ÖVP 
und SPÖ erhielt er die Dring-
lichkeit. Und wird somit am 
heutigen zweiten Sitzungstag 
debattiert werden. FP-Chef 
Markus Abwerzger will damit 
auch Landeshauptmann An-
ton Mattle (VP) in die Pflicht 
nehmen. Schließlich waren 
es die schwarz dominierte 
Wirtschaftskammer Öster-
reich und auch Tirols WK-
Präsidentin Barbara Thaler, 
welche in den vergangenen 
Tagen die Fortführung des 
Lkw-Nachtfahrverbots doch 
in Frage gestellt haben. Wäh-
rend die WKO gar die Abschaf-
fung forderte, kann sich Tha-
ler zumindest eine temporäre 
Lockerung vorstellen. Wie be-
richtet, behängt ohnedies sei-
tens Italiens eine Klage gegen 
die Tiroler Lkw-Fahrverbo-
te beim Europäischen Ge-
richtshof. Abwerzger fordert 
deshalb – politisch gezielt  – 
per Antrag einen erneuten 
Anti-Transit-Schulterschluss 
für alle schwerverkehrs
reduzierenden Maßnahmen 
ein. Auch von der ÖVP.

Dass nun nahezu der ge-
samte Trentiner Landtag 
per Antrag für den nächsten 
Dreier-Landtag im Juni in 
Meran eine (temporäre) Auf-
hebung des Lkw-Nachtfahr-
verbotes einfordert, passt da 
wie die Faust aufs Auge der 
„Euregio“. Schon in den ver-
gangenen Jahren war eine 
gemeinsame Verkehrspolitik 
zwischen Tirol, Südtirol und 
dem Trentino nur noch un-
ter allerhöchster Mühe und 
nur noch mit Allgemein-For-
derungen im Dreierlandtag 
durchzubringen. Der Trenti-
ner Antrag könnte in dieser 
Causa zum totalen Bruch füh-
ren. Auch unter grenzüber-

schreitenden Parteifreunden. 
„Lediglich die Grünen sind 
in allen drei Landtagen kon-
sequent für die Beibehaltung 
der Anti-Transitmaßnah-
men“, zeigt Grünen-Klubob-
mann Gebi Mair auf.

Emotionale Fernpass-Debatte

Doch auch innerhalb Tirols 
entzweite gestern die Ver-
kehrsfrage die Landtagsfrak-
tionen. Und zwar beim um-
strittenen „Fernpass-Paket“. 
Dieses fand – wenig überra-
schend – eine Mehrheit. Dafür 
war die Debatte zuvor umso 
emotionaler. Mair rechnete 
LHStv. Josef Geisler vor, dass 
das Projekt am Ende 720 Milli-
onen kosten werde, Abwerzger 
sprach gar von „Murks“. Der 
Applaus war beiden sicher. 
Geisler selbst versprach er-
neut eine massive Entlastung.

Nachtfahrverbot 
erneut torpediert
Nach Italien und der Wirtschaftskammer Österreich will 
nun das Trentino dem Lkw-Nachtfahrverbot den Garaus 

machen. Im Tiroler Landtag ging das Fernpass-Paket durch.

Vor und auf der Luegbrücke wird es eng. Die Einspurigkeitsphase als Re-

gelbetrieb wird bis Ende 2027 dauern, Entlastungen inklusive.� Foto: Falk

Asfinag: Der Autobahnbe-

treiber Asfinag zog gestern 

Bilanz über die ersten 

Wochen der „Einspurig-

keitsphasen“ entlang der 

Luegbrücke. Wie berichtet, 

ist diese Verengung der 

Brückenstatik geschuldet, 

der eigentliche Start für den 

Neubau geht Ende März über 

die Bühne. Im Jänner und 

Februar war an elf Tagen die 

Zweispurigkeit nach Süden 

und an 15 Tagen Richtung 

Norden freigeschaltet. 

Kleinere Adaptierungen seien 

vorgenommen worden. Ab 

Ostern werden die Zweispu-

rigkeitsphasen häufiger, in 

den Sommermonaten soll es 

fast jeden Tag welche geben.

Lueg-Bilanz:

Innsbruck, Wien – Kommen-
den Sonntag steht in St. Jo-
hann das Thema „Unterbürg“ 
an der Wahlurne zur Abstim-
mung. Geht es doch im Rah-
men einer Volksbefragung 
darum, ob eine 7,5 Hektar 
große Landwirtschaftsfläche 
zu einem Gewerbegebiet um-
gewidmet werden soll. Auch 
hier steht der Bodenschutz 
bzw. die fortschreitende Bo-
denversiegelung im Land auf 
dem Prüfstand.

Die Umweltschutzorga-
nisation WWF schlägt nun 
Alarm. Im Zehn-Jahres-
Schnitt liege der Bodenver-
brauch in Österreich bei elf 
Hektar pro Tag. „2024 wurde 
eine Fläche neu verbaut und 

versiegelt, die in etwa dem 
Traunsee entspricht. Öster-
reich verschwendet also wei-
terhin wertvolle Böden und 
liegt damit weit über dem 
versprochenen 2,5-Hektar-
Ziel“, erinnert WWF-Experte 
Simon Pories.

Das Regierungsprogramm 
von VP, SP und NEOS auf Bun-
desebene bleibe aber „vielfach 
konkrete Lösungen schuldig“, 
warnt der WWF und fordert 
deshalb mehr Tempo ein. Un-
ter 28 untersuchten Punkten 
fänden sich lediglich sieben 
neue und positive Vorhaben, 
der Großteil schreibe nur Ver-
sprechungen fort. Vier Punk-
te (Bsp. Straßenbau) seien 
negativ. (mami)

WWF drängt beim 
Bodenschutz auf Tempo

Grün versus Beton: Der WWF warnt 

vor zu viel Versiegelung.� Foto: Falk

	 4	 Tirol	 Nummer 78 | Donnerstag, 20. März 2025

Gekennzeichneter Download (ID=3gNzPUqX3MRYq4cHo9R5-UA_TCsyFmJDZHEu7MebBXg)



Donnerstag, 20. März 2025 ŝ Seite 25TIROL

CLAUS MEINERT

Meinert
meint

E in Schmerzpatient, der
zwei Jahre auf eine OP

warten muss: Über diesen
Extremfall berichtete die
„Krone“ im Vorjahr. Die
Konsequenz war die Ankün-
digung, eine standortüber-
greifende OP-Terminkoor-
dination einzurichten. „An
langen Wartezeiten hat sich

aber nichts geändert“, kriti-
sierte Fritz-Parteichefin
Andrea Haselwanter-
Schneider, „an wen sollen
sich die verunsicherten Pa-
tienten wenden? Die OP-
Koordinatorin des Landes
hat ja noch nicht einmal ein
Telefon!“ Gesundheits-LR
Cornelia Hagele (VP) be-

tonte, dass die Koordina-
tion „noch nicht auf dem
Level läuft, wie wir uns das
vorstellen“. Sobald die Sa-
che aufgesetzt sei, werde sie
entsprechend beworben.

ÖVP-Störsender
bei Handyverbot
Ein Handy-Verbot an Schu-
len sei nicht das richtige
Mittel, da Verbote noch nie
funktioniert hätten – mit
dieser Aussage ließ ÖVP-
Landesrätin Cornelia Hage-
le, zuständig mitunter für
den Bereich Bildung, auf-
horchen. Nun könnte man
sagen, was Frau Hagele von
sich gibt, wird den zuständi-
gen Bildungsminister Wie-
derkehr eher wenig jucken.
Abseits des politischen Bli-
ckes betrachtet, hat Hagele
wohl zu kurz gedacht, aber
langfristig hat die vielleicht
auf Jungwähler abgezielte
Aussage jedoch durchaus
Konfliktpotenzial. Mögli-
cherweise hat Hagele aber
noch nie beobachtet, wie
schon Kleinstkinder in Res-
taurants „ruhiggestellt“
werden, in dem man ihnen
ein Handy oder einen Lap-
top „serviert“, auf dem ir-
gendein Schwachsinn läuft.
Und dabei das Kind nur ab
und an den Mund öffnet,
weil es von Mutter oder Va-
ter „gefüttert“ wird. Oft
haben diese Kinder Kopfhö-
rer auf, was sie vom Rest
der Welt total „abnabelt“,
damit sie ganz in ihrem Ele-
ment bleiben und vor allem
eines nicht tun: stören.
Abgesehen davon, dass

in vielen Schulen aufgrund
immer unzumutbarerer Zu-
stände längst Handyverbo-
te bestehen, fungiert Hage-
le mit ihrer Aussage wie ein
Störsender, der unnötig wie
ein Kropf ist. Recht hat sie
hingegen, wenn sie betont,
dass die Eltern gefordert
sind, darauf achten müssen,
dass der Handykonsum
ihrer eigenen Kinder nicht
ausartet, zur Sucht wird.
Aber in einer immer mehr
von „Egoismus first“ ge-
prägten Gesellschaft ist
und bleibt das wohl nur ein
frommerWunschtraum.

und woher sie kommen

kulationen hat Mair Ein-
sicht genommen: Hier
orientiere man sich am Fel-
bertauern und rechnet ab
2029mit 60Mio. € pro Jahr.
2058 sollen es bereits 108
Mio. € sein. „Durch den ver-
späteten Baubeginn entge-
hen Einnahmen, dadurch
steigen die Kosten auf 720
Millionen.“ Die Gutschein-

Lösung für Einheimische
schlage mit weiteren 260
Mio. Euro zu Buche.

Das Transitforum fordert,
die Notbremse zu ziehen

Das Transitforum Austria
wandte sich an alleMitglie-
der des Landtages mit dem
Ersuchen um Aussetzen
des Beschlusses. Grund ist

die Aussage, dass das Paket
die Steuerzahler nicht be-
treffe. Jedoch bedeute eine
Haftung des Landes für die
GmbH letztlich genau dies,
verdeutlichte Fritz Gurgi-
ser. „Von dem Loch im
Berg profitiert niemand
außer die Bauwirtschaft“,
sagte FPÖ-Chef Markus
Abwerzger. Philipp Neuner

Koordination der
OP-Termine fehlt

Im September 2024 versprochen, aber

an der Umsetzung hapert es gewaltig.

Wir haben versucht, die
Koordinationsstelle zu
erreichen. Gaben aber
auf, als wir an den Portier
verwiesen
wurden.

Liste-Fritz-Parteiche-

fin Andrea Haselwan-

ter-Schneider
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Von Manfred Mitterwachauer

Innsbruck – Für kurze Zeit 
zählte der Tiroler Landtag 
gestern 37 statt 36 Mitglieder.  
Erste Reihe fußfrei und für 
kurze Zeit sogar am Redner-
pult verweilend, hatte eine 
lächelnde, überdimensionale 
Karotte neben den Mandata-
rInnen Platz genommen. Eine 
aus Plüsch. Mitgebracht hatte 
sie Grünen-Klubobmann Ge-
bi Mair. In einem Anflug von 
Aktionismus. Der scheint im 
Landtag in Mode zu kom-
men. Zuletzt hob Liste-Fritz-
Klubobmann Markus Sint ei-
ne Baustellen-Warnlampe im 
Plenarsaal kameragerecht in 
die Höhe.

Mit dem Spielzeug-Gemüse 
hält Mair der schwarz-roten 
Landesregierung vor, die Ti-
rolerInnen erneut beim Ver-
kehr an der Nase herumzu-
führen. Denn in der gestrigen 
„Aktuellen Stunde“ wollte die 
SP über das Verkehrskapitel 
der neuen Bundesregierung 
und die darin enthaltenen 
Tiroler Erfolge debattiert wis-
sen. Hernach rief FP-Chef 
Markus Abwerzger per Dring-
lichkeitsantrag zum neuerli-

chen Anti-Transit-Schulter-
schluss auf. Erneut hatte der 
Transit den Landtag wieder 
einmal in seinem Würgegriff. 

Für Mair lenkten VP und SP 
mit Blick zum Bund lediglich 
von ihren Verkehrsversäum-
nissen in Tirol ab. Weder sei 
Slot (digitales Verkehrsma-
nagementsystem) umgesetzt 
noch sonstige Entlastungs-
maßnahmen zu spüren. Dass 
nun Landeshauptmann An-
ton Mattle (VP) das Immis-
sionsschutzgesetz-Luft zum 
„Immissionsschutzgesetz-
Lärm“ ummodeln wolle und 
NEOS-Chefin Birgit Ober-
müller in der pinken Bun-
desregierungsbeteiligung 
das Ende des Dieselprivilegs 
bereits als gesetzt verkaufte 
– dem wollte die Oppositi-
on erwartungsgemäß keinen 
rechten Glauben schenken. 
Moniert wurde, dass das Bun-
des-Koalitionsprogramm mit 
zu vielen „Bekenntnissen“ 
und zu wenig Konkretem ge-
schmückt worden sei.

Mattle will „IG-Lärm“

Mattle blieb jedoch dabei. 
Das Verkehrskapitel der 
Dreierkoalition in Wien sei 
aus Tiroler Sicht ein vielver-
sprechendes. Die Bundesre-
gierung sei gefordert – man 
werde sie an den Zusagen zu 
Slot, aber auch im Kampf ge-

gen die Transit-Klage Italiens 
messen. Und ja, es sei an der 
Zeit, die bis dato großteils auf 
dem IG-Luft gesetzlich ba-
sierenden Lkw-Fahrverbote 
um eine Lärm-Komponente 
zu erweitern, so Mattle. Dass 
nun das Lkw-Nachtfahrver-
bot auch seitens der Eure-

gio ausgehöhlt werden soll, 
schmetterte Mattle ab: „Las-
sen wir uns nicht von Zuru-
fen aus dem Trentino ausein-
anderdividieren.“

Doch der Trentiner Antrag 
für den Dreierlandtag (Tirol, 
Südtirol, Trentino) im Juni 
erzürnte viele Abgeordnete 
in Tirol. Wie exklusiv berich-
tet, fordern die Trentiner das 
Aussetzen des Lkw-Nacht-
fahrverbots bis zum Ende 
der Lueg-Baustelle (2030). 
Verkehrslandesrat René 
Zumtobel (SP) hielte das für 
fatal: „Wer das Nachtfahrver-
bot angreift, kann auch den 
Luft-100er gleich schmei-
ßen.“ Denn nahezu sämtliche 
Schwerverkehrsmaßnahmen 
in Tirol fußen auf dem IG-
Luft. VP-Klubobmann Jakob 
Wolf ging nicht nur mit den 
Trentinern, sondern auch den 
Verbotskritikern in den VP-
Reihen hart ins Gericht: „Das 
sind lobbyistische Forderun-
gen, denen wir eine klare Ab-
sage erteilen.“ Den Antrag im 
Dreierlandtag werde man ab-
lehnen – so oder so.

Letztlich ging die Landtags-
sitzung versöhnlich zu Ende: 
mit einem einstimmigen Be-
schluss des FP-Antrags und 
eines VP-Zusatzantrags. Die 
Innertiroler Anti-Transit-
Allianz ist neu geschmiedet. 
Auch das ist ein Bekenntnis.

Ein Landtag voller Bekenntnisse
Der Landtag erneuerte gestern einstimmig den Tiroler Anti-Transit-Kurs. Nicht, ohne sich zuvor 

ordentlich ob der Bundes-Verkehrsziele in den Haaren zu liegen. Der Trentiner Antrag erzürnt.

Einst Lebensader, nunmehr Symbol des ungebremsten und ungelösten Transit-Dilemmas: die Europabrücke.� Foto: Falk

Traf nicht den Gusto der schwarz-roten Koalition: Gebi Mairs Plüsch-Karot-

te, mit welcher er die Transit-Politik der Regierung anklagte.�Foto: Mitterwachauer

Anton Mattle 

(Landeshauptmann, VP)�

„Beim Transit gibt 
es keine faulen 

Kompromisse. Das IG-
Luft soll auch für Lärm 
stehen.“
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öh

m

René Zumtobel 

(Verkehrslandesrat, SP)�

„Auch bei einem Di-
abetiker setzt man 

nicht das Insulin ab, nur 
weil es ihm plötzlich 
besser geht.“

Fo
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: E
SP

A/
G

ro
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r

Markus Abwerzger 

(FP-Landesparteiobmann)�

„Was erlauben sich 
die wild gewor-

denen Abgeordneten 
des Trentino? Da bin ich 
dann für einen Ausstieg 
aus dem Dreierlandtag.“

Fo
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: F
al

k

Andrea Haselwanter-Schneider 

(Parteiobfrau Liste Fritz)�

„ Jetzt soll nicht der 
Tiroler, sondern der 

Bundes-Adler den Lö-
wen in Bayern zähmen.“

Fo
to

: F
al

k
Lkw-Nachtfahrverbot: Aktuell 
hat Italien vor dem Europäi-
schen Gerichtshof gegen die 
Lkw-Fahrverbote (und Dosie-
rung) in Tirol geklagt. Eine 
Entscheidung dürfte nicht vor 
Mitte 2026 erfolgen. Auch die 
Wirtschaftskammer Österreich 
fordert ein Aus des Nachtfahr-
verbots, WK-Tirol-Präsidentin 
Barbara Thaler allenfalls eine 
Lockerung an den Randzeiten.

IG-Luft: Das Immissionsschutz-
gesetz-Luft bildet die rechtliche 
Grundlage vieler Anti-Transit-
Maßnahmen. Zuletzt konnte Ti-
rol die Luftschadstoffgrenzwerte 
fast durchgehend einhalten. Die 
Fahrverbote kommen deshalb 
unter Druck. Ab 2030 gelten 
aber EU-weit strengere Werte.

Regierungsprogramm VP/SP/

NEOS: Die neue Bundesregie-
rung hat sich vollinhaltlich zu 
den Tiroler Transitmaßnahmen 
bekannt und will selbige sogar 
ausbauen. Auch will man das 
digitale Verkehrsmanagement 
(Slot) umsetzen – Bayern, Tirol 
und Südtirol haben sich darauf 
bereits 2023 geeinigt.

Dreierlandtag: Im Juni findet 
eine gemeinsame Sitzung der 
drei Landtage (Tirol, Südtirol, 
Trentino) in Meran statt. Hierfür 
hat der Trentiner Landtag einen 
Antrag zur temporären Aufhebung 
des Lkw-Nachtfahrverbotes einge-
bracht. Wird selbiger zur Sitzung 
zugelassen, kann er abgelehnt 
werden, wenn ein Landtag ge-
schlossen dagegen stimmt.

Das gilt in der Transit-Debatte

Ein Jagd-Foto zusammen mit dem – mittlerweile in U-Haft sitzenden – Ex-Immo-Tycoon René Benko war der Anfang 
vom Ende. Seit seinem Rücktritt als Landeshauptmann-Stellvertreter und auch Vorsitzender der Tiroler Sozialde-
mokratie Mitte Dezember 2024 fristet Georg Dornauer sein Polit-Dasein als einfacher Abgeordneter im Landtag. 
Dort fiel der Sellrainer bis dato noch nicht wirklich durch Redebeiträge auf. Auch das Verhältnis zum restlichen 
SP-Klub wirkt abgekühlt. Schier demonstrativ widmete sich Dornauer gestern Vormittag im Landtag lieber einer 
Zeitungslektüre als der Rede von SP-Mandatar Christian Kovacevic zum blauen Transit-Antrag.� Foto: Mitterwachauer

Landtags-Szenen einer roten Entfremdung

Innsbruck – Der (Transit-)
Verkehr belastet Tirol, das 
Land lukriert aber auch nicht 
unerheblich Geld daraus. 
Das geht aus zwei Anfragebe-
antwortungen der schwarz-
roten Landesregierung an 
den Grünen-Klubobmann 
Gebi Mair hervor.

Satte 63,7 Millionen Eu-
ro fielen dem Landesbud-
get von 2014 bis 2024 etwa 
aus Einnahmen aus Ver-
kehrsstrafen zu, die nach 
Verstößen gegen das Im-
missionsschutzgesetz-Luft 
(IG-L) verhängt wurden. 
Also etwa Überschreitun-
gen des „Luft-Hunderters“ 
auf der Autobahn für Pkw 

oder Missachtungen der 
einzelnen Fahrverbote im 
Schwerverkehr. Zweckge-
bunden sind diese Mittel 
übrigens nicht – laut Anfra-
gebeantwortung wandern 
diese 1:1 in den ordentli-
chen Haushalt.

Geld lukriert das Land 
aber auch von anderer Sei-
te. Nämlich vom Autobahn-
betreiber Asfinag. Hier flie-
ßen Mauteinnahmen der 
Brennerautobahn via Land 
ans Wipptal zurück. Das 
nennt sich „Lebensverbes-
serungsabgabe“. Waren es 
im Jahr 2020 noch 1,5 Milli-
onen Euro (ein Prozent der 
Netto-Mauteinnahmen), so 

erhöhte sich dieser Beitrag 
bis ins Jahr 2023 bereits auf 
1,9 Millionen Euro. Wie viel 
Mautgelder 2024 flossen, 
kann laut Land noch nicht 
beziffert werden – man ar-
beite am Bericht. Fakt ist: 
Es wird mehr. Denn 2023 
einigten sich Land, Bund 
und Asfinag – im Zuge der 
Luegbrücken-Debatte – 
auf eine Verdreifachung 
des Beitrags ab 2024. Über 
die Verwendung der Mit-
tel herrschte bis 2023 keine 
Berichtspflicht (an die Mi-
nisterien) – ergo lägen auch 
keine Detailaufstellungen 
seitens der Gemeinden vor, 
heißt es. (mami)

IG-Luft-Strafen fetten Budget 
auf, Fragen zu Wipptal-Geldern
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AB 25
JAHREN

TT-ABO

TREUE

VORTEIL

Wir haben uns Gedanken ge-
macht, wie wir langjährige 
Abonnenten für ihre Loyalität 
belohnen könnten. Heraus-
gekommen ist die Idee, jenen 
treuen TT-Lesern, welche be-

reits seit 25 Jahren und mehr 
ihre Nachrichten aus der TT 
beziehen, einen Urlaub zu 
schenken – und zwar in Ös-
terreich, Norditalien oder 
Südbayern. Der Gewinn um-

fasst jeweils zwei Übernach-
tungen für zwei Personen.

Ein Danke an unsere Leser für 
ihre Treue!

Ein Danke für Ihre Treue!

Wir verlosen Übernachtungen an den schönsten   
Urlaubsplätzen in Österreich, Norditalien oder Südbayern.

Was wäre die TT ohne ihre Abonnenten?
Und so ist der Ablauf: Alle zwei Wochen werden unter allen Abonnenten 5 Gewinner er-
mittelt, verständigt und in der Tiroler Tageszeitung veröffentlicht. Das Wichtigste dabei: 
Sie brauchen sich nicht bei der Tiroler Tageszeitung zu melden, wir kommen auf Sie zu! 
Und das wird sicher eine schöne Überraschung. Jeder Gewinner erhält per Post einen Gut-
schein für zwei Übernachtungen in einem Hotel der 4- oder 5-Sterne-Kategorie für zwei 
Personen und kann dann selbst die Übernachtungen zu einem Wunschzeitpunkt buchen.  
Allen Gewinnern jetzt schon eine tolle Zeit!

1  	 Johannes Juffinger aus Kufstein gewinnt zwei Übernachtungen im Alpin & Stylehotel Die Sonne.

2  	 Franz Pranger aus Gschnitz gewinnt zwei Übernachtungen im Alpin & Stylehotel Die Sonne. 

3  	 Elisabeth Steinlechner aus Vomp übernachtet im Quellenhof Luxury Resort Passeier.

4  	 Herbert Fürweger aus Grinzens gewinnt zwei Übernachtungen im Alpin & Stylehotel Die Sonne.

5  	 Familie Walter aus Innsbruck gewinnt zwei Übernachtungen im Quellenhof Luxury Resort Passeier.

Kurzurlaub gewinnen!
Ihre Treue wird belohnt – mit etwas Glück dürfen  
Sie sich über einen Kurzurlaub in Österreich,  
Südtirol oder Südbayern freuen.  
 

Die aktuellen Gewinner sind:

Den Haag – Die europäi-
sche Polizeibehörde Europol 
warnt vor den Gefahren der 
Nutzung von Künstlicher In-
telligenz durch das organi-
sierte Verbrechen. „Schnelle 
technologische Fortschritte 
– insbesondere bei Künstli-
cher Intelligenz (KI) – verän-
dern die Art, wie Verbrechen 
organisiert, ausgeführt und 
verborgen werden“, erklärt 
die internationale Polizei
organisation in einem aktuel-
len Bericht.

„Diese Veränderungen ma-
chen das organisierte Verbre-
chen gefährlicher und stellen 
eine beispiellose Herausfor-
derung für die Sicherheit in 
der EU und in ihren Mitglied-
staaten dar.“ Verbrecher 
könnten Künstliche Intelli-
genz und andere neue Tech-
nologien in einer Vielzahl von 
Bereichen von Kinderpor-
nografie über Geldwäsche 
bis hin zum Menschen- und 
Drogenschmuggel einset-
zen, schreibt Europol in der 
Gefahrenanalyse. Es handle 
sich um einen wahren „Ka-
talysator“ für kriminelle Akti
vitäten. 

So könnten Bilder von Kin-
desmissbrauch durch KI er-
schaffen werden. Betrüger 

könnten durch generative KI 
in einer Vielzahl von Spra-
chen Opfer attackieren. Die 
Nutzung von Kryptowährun-
gen wiederum erschwere es 
den Strafverfolgungsbehör-
den, Gewinne krimineller 
Banden aufzuspüren und zu 
beschlagnahmen.

Europol warnt auch, dass 
Fortschritte bei der Entwick-

lung moderner Technologien 
kriminelle Aktivitäten in den 
kommenden Jahren immer 
mehr begünstigen dürften. 
So könnten Quantencom-
puter Verbrechern helfen, 
heutige Verschlüsselungs-
systeme zu knacken. Die 
Polizeiorganisation zeich-
net gar die Schreckensvision 
von Verbrecherbanden, die 

gänzlich auf Künstlicher In-
telligenz beruhen. „Das Auf-
kommen von vollkommen 
autonomer KI könnte den 
Weg ebnen für kriminelle 
Netzwerke, die vollständig 
durch KI kontrolliert wer-
den“, heißt es in dem Euro-
pol-Bericht. Das wäre „eine 
neue Ära der organisierten 
Kriminalität“. (TT, APA, AFP)

Kriminelle immer gefährlicher 
durch Künstliche Intelligenz

„Katalysator“ für kriminelle Aktivitäten: Europol warnt vor Nutzung von 
Künstlicher Intelligenz durch das organisierte Verbrechen.

Betrüger können durch Künstliche Intelligenz in einer Vielzahl von Sprachen ihre Opfer attackieren.� Foto: iStock

Die ÖHV ärgert sich über eine Gerichtsentscheidung, wonach Trinkgelder 
über 25 % des Bruttolohns versteuert werden müssen.� Foto: Keystone

Wien – „Finger weg vom 
Trinkgeld unserer Beschäftig-
ten!“ So reagierte die Österrei-
chische Hoteliervereinigung 
am Freitag in der Debatte 
um eine Gerichtsentschei-
dung, wonach Trinkgelder 
über 25 Prozent des Brutto-
lohnes nicht mehr als „orts-
üblich“ und damit steuerfrei 
gelten. Trinkgelder seien als 
„Dankeschön für gutes Ser-
vice gedacht und nicht zum 
Stopfen der Finanzlöcher der 
Sozialversicherungen“, sagt 
Walter Veit, Präsident der Ös-
terreichischen Hotelierverei-
nigung. Sozialversicherungs-
beiträge sollten nur anfallen, 
wenn Lohnsteuer fällig wer-
de. „Das Trinkgeld muss tabu 
sein“, so der ÖHV-Präsident.

Er argumentiert, dass die 
Ortsüblichkeit nichts mit dem 
Gehalt zu tun habe. Die Situ-
ation sei „absurd“: Die Sozi-
alversicherungen kassieren 
Beiträge auf Trinkgelder über 
einem vermeintlich „ortsübli-
chen“ Niveau. Als Gradmesser 
für die Ortsüblichkeit nehmen 
die Kassen das Bruttogehalt 
her: Das Trinkgeld darf nicht 
mehr als ein Viertel darüber-
liegen. Doch das sei „grund-
falsch“, meint Veit: „Üblich 
sind Trinkgelder in Österreich 
in der Höhe von etwa 10 Pro-
zent der Konsumation. Da 
fragt niemand nach dem Ge-
halt.“ Wer gutes Service biete, 
sei bald bei einem Viertel des 
Einkommens. Das sei „ortsüb-
lich und sonst nichts“. (TT)

Trinkgeld-Streit: 
„Finger weg“ 
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Von Max Strozzi

Innsbruck – Der Verkehr in Ti-
rol lässt auch bei der Asfinag 
jedes Jahr kräftig die Kassen 
klingeln. Rund 370 Millionen 
Euro streifte die staatliche Au-
tobahn- und Schnellstraßen-
gesellschaft im Vorjahr in Tirol 
an Mauteinnahmen ein. Da-
bei profitiert die Asfinag ganz 
massiv und unmittelbar auch 
vom touristischen Verkehr 
– sei es über die Autobahnvi-
gnette, sei es über die Bren-
nermaut. Im Gegensatz zu al-
len anderen Unternehmen in 
Tirol muss die Asfinag auf ihre 
Tiroler Mauteinnahmen aller-
dings keine Tourismusabgabe 
zahlen. Mit der umstrittenen 
Tourismusabgabe werden im 
Wesentlichen die Tiroler Tou-
rimsusverbände finanziert. 
Insgesamt fließen so jedes 
Jahr rund 140 Millionen Euro 
in die TVB-Kassen.

Ausnahme für Maut

Das Land Tirol begründet die 
Ausnahme für die Asfinag 
gegenüber der TT mit einer 
„Bundes-Finanzverfassungs-
rechtlichen Grundsatzbe-
stimmung“. Demnach dürfen 
eingehobene Mauten, Benüt-
zungsgebühren oder Abgaben 
für die Benützung von Bun-
desstraßen nicht mit landes-
gesetzlich geregelten Abgaben 
belastet werden. Konkret ist 
dies mit einer Grundsatzbe-
stimmung im Asfinag-Gesetz 
festgehalten. Daher können 

in Tirol die Mauteinnahmen 
nicht für die Bemessungs-
grundlage der Tourismus-Bei-
tragspflicht der Asfinag heran-
gezogen werden.

Im Gegensatz dazu unterlie-
gen die Umsätze der Asfinag 
aus dem Geschäft mit ihren 
Raststätten sehr wohl der Bei-
tragspflicht, schildert Liste-
Fritz-Klubchef Markus Sint 
mit Verweis auf eine Auskunft 
des Landes. Auf diese Umsätze 
ist also eine Tourismusabga-
be zu zahlen. „Es ist vollends 
skurril und ungerecht, wenn 
wirkliche Tourismusprofi-
teure wie die Asfinag nur teil-

beitragspflichtig sind. Obwohl 
jedes Jahr Millionen Touristen 
die Autobahn in Tirol benüt-
zen und dafür Maut hinblät-
tern, werden diese Mautein
nahmen nicht besteuert“, 
kritisiert Sint. „Während man 
sonst von jedem Betrieb in Ti-
rol die Tourismusabgabe ein-
kassiert, wird bei der Asfinag 
nur der Beilagensalat besteu-
ert, nicht aber die Hauptspei-
se.“ Die schwarz-rote Landes-
regierung müsse sich daher 
bei der neuen Bundesregie-
rung für eine Änderung im 
Asfinag-Gesetz starkmachen, 
fordert Sint.

Die Tourismusabgabe sorgt 
immer wieder für heftige De-
batten. Sie fällt für Unterneh-
men an, die vom Tourismus 
mittelbar oder unmittelbar 
profitieren. Diese Bestim-
mung wird dermaßen aus-
ladend ausgelegt, dass jede 
Firma zahlen muss. Denn um 
als Unternehmen in Tirol vom 
Tourismus profitiert zu haben, 
genügt bereits das Argument, 
dass die allgemeine Wirt-
schaftslage durch den Touris
mus gehoben werde. Damit 
werden auch Firmen zur Kas-
se gebeten, die mit dem Tou-
rismus keinen Cent verdienen.

Maut-Millionen der Asfinag 
von Tourismusabgabe befreit

Jede Firma in Tirol muss Tourismusabgabe zahlen, die Asfinag aber ist für 
ihre Mauteinnahmen davon per Gesetz befreit. Liste Fritz fordert Änderung.

Hunderte Millionen Euro nimmt die Asfinag jedes Jahr in Tirol an Maut ein – vieles auch von Touristen.�Foto: TT/Böhm

Die österreichischen Gasspeicher müssten rasch wieder befüllt werden, 
fordert der Gasverband.� Foto: APA/AFP/Joe Klamar

Wien – Österreichs Gasspei-
cher sind derzeit noch zu 45 
Prozent gefüllt. Die Speicher-
stände sinken aber rasch, 
warnt der Branchenverband 
der österreichischen Gas- und 
Wärmeversorger. „Es muss 
jetzt vorrangiges Ziel sein, die 
österreichischen Gasspeicher 
rasch wieder zu befüllen, und 
das zu möglichst günstigen 
Preisen“, sagt Michael Mock, 
Geschäftsführer des Fach-
verbands Gas Wärme (FGW). 
Mock spricht sich für eine Di-
versifizierung der Gas-Liefe-
ranten aus und schließt auch 
den weiteren Import von russi-
schem Gas nicht aus. Schließ-
lich beziehe die EU und wohl 
auch Österreich nach wie vor 
russisches Gas, das jedoch 
über Umwege geliefert werde.

Österreich solle sich nicht 
neuerlich in die Abhängigkeit 
eines einzigen Lieferanten wie 
etwa der USA begeben, warnte 
der Fachverband. Am Beispiel 
Russlands habe man gesehen, 
wozu dies führen könne. Die 
USA seien mittlerweile der mit 
Abstand größte Flüssigerdgas-
Lieferant für die EU und zeig-
ten gerade mit dem Handels-
krieg gegen Europa, dass sie 
ihre Marktmacht auch poli-
tisch einsetzen.

Bei der Befüllung der Gas-
speicher zähle er „auf die Un-
terstützung der Politik“, so 
Mock. Denn Gas im Sommer 
zu kaufen und für den Winter 
einzuspeichern, sei auf Grund 
der derzeitigen Preissituati-
on für Unternehmen wenig 
wirtschaftlich. Ein Grund für 
diesen Effekt seien starre Spei-
cherfüllzielvorgaben der EU. 
Darin sei festgelegt, wie hoch 
der Speicherfüllstand pro Land 
bis zu einem fixen Termin sein 
muss. „Handelsunternehmen 
befeuern Spekulationen an 
der Börse – das hat die Som-
mergaspreise steigen lassen“, 
so Mock. Europäisches Erdgas 
kostete gestern rund 44 Euro je 
Megawattstunde – etwa 60 % 
mehr als vor einem Jahr.

Man müsse in Europa mehr 
Gas fördern sowie Gas aus un-
terschiedlichen Quellen bezie-
hen, etwa aus Aserbaidschan 
und Kasachstan. Allerdings 
sind Exporte Aserbaidschans 
begrenzt und Gas aus Kasach-
stan könnte wohl nur via Russ-
land fließen. Österreich selbst 
müsse etwa das Erneuerba-
res-Gas-Gesetz verabschie-
den und sich auf europäischer 
Ebene für eine bessere Rege-
lung der Speichervorgaben 
einsetzen. (mas, APA)

Gas wurde 
teurer, Speicher 

sind halbleer
Österreichs Gasversorger fordern wegen 
sinkender Speicherstände und gestiegener 
Preise einen Gas-Plan. Auch russisches Gas 

dürfe kein Tabu sein, meinen sie.

Wien – Umleitungen, längere 
Fahrzeiten sowie Fahrplanän-
derungen: Das Strecken
sanierungsprogramm der 
Deutschen Bahn – Weichen, 
Gleise und Oberleitungen 
werden erneuert – hat ab 2026 
auch weitreichende Auswir-
kungen auf die ÖBB. Betroffen 
sind Personen- und Güterver-
kehr, es kämen „zwei bis drei 
sportliche Jahre“ auf die Bahn 
und ihre Kunden zu, sagt ÖBB-
Chef Andreas Matthä.
  Sperren: 2026 werden 

die Bahnstrecken Regens-
burg – Nürnberg (1. Halbjahr) 
und Passau – Obertraubling 

(2. Halbjahr) gesperrt. Im ers-
ten Halbjahr 2027 wird das 
Deutsche Eck gesperrt, im ers-
ten Halbjahr 2028 die Verbin-
dung Rosenheim – München.

  Folgen für Österreich:  
Beim Personenverkehr entfal-
len im zweiten Halbjahr 2026 
die ICE-Linien Wien – Regens-
burg/Nürnberg, es fahren 
keine Züge über Passau nach 
Deutschland, ausgewichen 
wird über München.

Mit der Sperre des Deut-
schen Ecks 2027 werden Fern-
züge von Wien nach München 
über Passau umgelenkt, was 
bis zu 45 Minuten mehr Fahr-
zeit bedeutet. Züge von Wien 
nach Bregenz/Zürich fahren 
dann über Bischofshofen und 
brauchen damit rund 90 Mi-
nuten länger.

 Güterverkehr: Im Güter-
verkehr werden 2026 pro Tag 
rund 80 Güterzüge über Salz-
burg umgeleitet. 2027 und 
2028 wird der Güterverkehr 
von und nach Triest über die 
Pyhrnstrecke und die „alte“ 
Südstrecke umgeleitet. Zwi-
schen Linz und Selzthal sowie 
St. Valentin und Steyr werden 
Züge ausfallen.
 Verlagerung auf die Stra-

ße: Mit den Sperren von deut-
schen Bahnkorridoren wird 
durch die um 20 Prozent ge-
ringere Kapazität auch der 
Güterverkehr vermehrt auf die 
Straße verlegt. (APA)

Ab 2026 drohen Bahn-Störungen

ÖBB-Chef Andreas Matthä: „Zwei 
bis drei sportliche Jahre.“�Foto: TT/Böhm
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28. März von 8:00 bis 17:00 Uhr

Wie bieten Ihnen eine  
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D
amit die betroffenen
Eigentümer nicht noch
schnell Grundteilun-

gen durchführen und ihre
Flächen so dem Zugriff der
Stadt entziehen und einer
Quasi-Enteignung zuvor-
kommen, zieht die Mitte-
Links-Koalition von BM Jo-
hannes Anzengruber ihren
Plan im Eilverfahren durch:
Eine Stunde vor Beginn der
regulären Gemeinderatssit-
zung am kommenden Don-
nerstag wurde eine Bauaus-
schuss-Sitzung angesetzt,
obwohl vor einer Woche be-
reits eine stattgefunden hat.
Im Gemeinderat braucht der

Beschluss dann nur noch ab-
gesegnet zu werden. Kom-
munisten, ALI und die Liste
Fritz verstärken voraus-
sichtlich die 22 Stimmen der
Regierungskoalition.
Das Vorhaben hat eine

lange und auch kontroverse
Vorgeschichte, die 2018 für
die erste Regierungskrise
der damals noch jungen Re-
gierung von BMGeorgWilli
sorgte. Nach monatelangen
Diskussionen hatte sich der
Gemeinderat mehrheitlich
dagegen ausgesprochen. Der
umstrittene Plan sieht vor,
von den ins Auge gefassten
Flächen einen Teil – in der

Regel bis zu 50 Prozent – als
Vorbehaltsfläche für Sozia-
len Wohnbau auszuweisen.
Gleichzeitig wird eine Be-
bauungsplan-Pflicht erlas-
sen. Die betroffenen Grund-
eigentümer sind quasi ge-
zwungen, ihre Grundstücke
einer Verwertung zuzufüh-
ren, wobei sie nur über einen
Teil frei verfügen können.
Die als Vorbehaltsflächen
ausgewiesenen Teile müssen
an die Stadt bzw. an eine Ge-
meinnützige Wohnbauge-
sellschaft verkauft werden –
zu weit günstigeren Kondi-
tionen, als sie auf dem freien
Markt erzielbar wären. Mit

einer Bausperre sichert sich
die Stadt ab, dass sich der
Eigentümer nicht noch ein
Schlupfloch sucht.
Die Stadt hat bereits 78
Grundstücke ausgewählt.
Nach welchen Kriterien, ist
unklar. Beispielsweise blei-
ben andere riesige Flächen
im Stadtgebiet wie jene der
Barmherzigen Schwestern
im Nordosten der Stadt wei-
ter unangetastet. Rechtlich
sind die Vorbehaltsflächen
im Raumordnungsgesetz ge-
deckt, „sofern der Grundbe-
darf anWohnraum nicht an-
derweitig gedeckt werden
kann“. Philipp Neuner

ST. JOHANNUNTERBÜRG

Forschungszentrum
statt Gewerbegebiet
Soll auf den landwirtschaft-
lichen Flächen „Unterbürg“
ein Gewerbegebiet entstehen
oder nicht? Die Einwohner
von St. Johann haben am
Sonntag die Möglichkeit,
ihre Meinung dazu in Form
einer Volksbefragung kund-
zutun. „Was in Südtirol das
Versuchszentrum Laimburg
und im Osten von Öster-
reich das Forschungszent-
rum Raumberg ist, könnte
für den Westen Unterbürg
sein“, bringt LAMichael Jä-
ger (ÖVP) einen neuen An-
satz ins Spiel. „Mit einer Bo-
denbonität von 56 wären die
Flächen geradezu prädesti-
niert für Gemüsebau, Fut-
terbau, Weinbau und For-
schung auf eingeteilten Par-
zellen. Und der Hof Unter-
bürg könnte als Seminar-
raum und Forschungsstütz-
punkt genutzt und in die
LLA Weitau implementiert
werden.“ Für die Versor-
gungssicherheit Tirols müs-
se man bereit sein, neue We-
ge zu gehen, sagte LA Jäger.

Bausperre für 78 Grundstücke
Im Eilverfahren verhängt Innsbrucks Koalition Bausperren über private Flächen, die größer

sind als 2500m2. Zweck der Aktion: Die Eigentümer sollen billig an die Stadt verkaufen.
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Das alte

Tirol

EIN SKITAG ANNODAZUMAL
Auch eine der erfolgreichstenTiroler
Wintersportregionen hat einmal klein
angefangen. Das Foto entstand einst in
Serfaus. Es zeigt Skifahrer, die sich bei
herrlichemWinterwetter am alten
Gampen-Schlepplift anstellten. Im
Hintergrund ist zu erkennen, dass aber

auch schon eineGondelbahn in Betrieb
war.Wir freuen uns weiterhin über
Zusendungen, gerne nunwieder
frühlingshafte oder sommerliche Motive.
Per E-Mail an tiroler@kronenzeitung.at;
alternativ per Post an „Tiroler Krone“,
Schusterbergweg 86, 6020 Innsbruck.
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V
iele haben sich in den
letzten Monaten ge-
wundert, warum eine

an sich eher unscheinbare
Arbeitnehmervertreterin
immer wieder mit teils bra-
chialen Mitteln und heftigen
Attacken auf die Eigentü-
merfamilie und das Ma-
nagement den Weg in die
mediale Öffentlichkeit ge-
sucht hat. Selina Eder hat
spätestens mit ihrer Unter-
stützung von LR Mario Ger-
ber als VP-Obmann in Inns-
bruck ihre Deckung fallen
gelassen. Und dabei wurden
die wahren Hintergründe
ihrer Aktivität offensicht-
lich. So hört man es zumin-
dest in den weiten und be-
rüchtigten Wandelgängen
des Landhauses. Die Signale
sind eindeutig: Frau Eder
macht sich bereit für höhere
Weihen. Konkret soll sie Er-
win Zangerl als AK-Präsi-
dent beerben wollen. Im-
merhin wird der – von seiner
Partei nicht gerade heiß ge-
liebte – AK-Präsident in drei
Jahren 70 und sich wohl
nicht mehr um das höchste
Amt in der AK Tirol bewer-
ben. Grund genug für mög-
liche Nachfolgerinnen und
Nachfolger, sich in Stellung
zu bringen und öffentlich
wirksam aufzutreten.

Nicht alle im Betriebsrat
heißen Vorgehen gut

Mit ihrem Job bei Swarovs-
ki hat die freigestellte Be-
triebsrätin und AK-Kam-
merrätin ein starkes Werk-
zeug zur Verfügung. Dafür
scheut die Angestelltenbe-
triebsrätin auch handfeste
Auseinandersetzungen in-
nerhalb ihres Betriebsrates
nicht, der, so hört man,
schon lange nicht mehr zu
100 Prozent hinter ihr ste-
hen soll. Warum? Weil ihre
Methoden als zu brutal und
teils auch übertrieben gese-
hen werden. Dabei imitiert
Eder ihr augenscheinliches
Vorbild Erwin Zangerl (und
vielleicht auch dessen nicht
minder polternden Vorgän-
ger Fritz Dinkhauser), der vor
seinem Aufstieg zum AK-
Präsidenten als Postgewerk-
schafter auch stets wortge-
waltig und lautstark auftrat.

Aber natürlich gibt es
auch Kritiker dieser Strate-
gie, die meinen, dass man
seinen Job als Betriebsrat
nicht dazu missbrauchen
darf, sich selber Vorteile zu
schaffen. „Ein Betriebsrat
ist dazu da, Arbeitsplätze zu
sichern und Arbeitnehmern
zu helfen. Das eigene
Unternehmen schlecht zu
machen, hilft niemandem.
Solche Diskussionen gehö-
ren nicht in der Öffentlich-
keit ausgetragen. Das muss

im Gespräch gelöst werden“
ärgern sich langjährige Swa-
rovski-Mitarbeiter.

Die Stellvertreterin des
Stadt-VP-Obmannes

Darüber sollte sich auch der
künftige VP-Chef von Inns-
bruck, Mario Gerber, Gedan-
ken machen. Ob er ein gutes
Händchen bei seiner Perso-
nalwahl bewiesen hat, darf
bezweifelt werden. Denn
immerhin ist Gerber Wirt-
schafts-Landesrat – und da

kann er die Anti-Swarovski-
Aktionen seiner künftigen
Stellvertreterin in der Inns-
brucker Volkspartei nicht
gutheißen. Aber vielleicht
muss Gerber einfach auch
nur froh sein, dass er über-
haupt Personen findet, die
bereit sind, in einer so dar-
niederliegenden Partei wie
der Innsbrucker VP mitzu-
arbeiten. Der Weg nach
(ganz) oben ist bekanntlich
sehr steinig und mit vielen
Kompromissen gespickt . . .

MARKUS GASSLER

Zentralbetriebsrätin will
an die Spitze der AK Tirol

Selina Eder (kleines Bild) ist
Angestellten-Zentral-
Betriebsrätin beimTiroler
Parade-Unternehmen
Swarovski. Ihre öffentlichen
Angriffe auf Eigentümerfamilie
undManagement könnten
damit zusammenhängen, dass
sie an die Spitze der AKwill.

Swarovski, Arbeiterkammer, Innsbrucker Stadt-VP: EineGewerk-

schafterinwill nach oben.UndwasMarioGerber damit zu tun hat.
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